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Gesetz zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Würt-
temberg und weiterer Vorschriften

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit der Gesetzesänderung soll das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg 
(StiftG) an geändertes Bundesrecht angepasst werden. Dies ist aufgrund einer 
Reform der stiftungszivilrechtlichen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(BGB) erforderlich. Der Bund hat mit dem Gesetz zur Vereinheitlichung des Stif-
tungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I, S. 2947) eine Neufassung der §§ 80 bis 88 BGB vorgenommen. Das 
bisher auf Bundes- und Landesrecht beruhende Stiftungszivilrecht, das die Entste-
hung und die Verfassung einer rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts be-
stimmt, wurde vereinheitlicht und abschließend im Bundesrecht geregelt. Ferner 
wurden durch den Bund Regelungen zur Einführung eines bundesweit zentralen 
Stiftungsregisters für alle rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts ge-
troffen. Wesentliche Teile des Bundesgesetzes, das heißt der Großteil der Än-
derungen der §§ 80 bis 88 BGB, werden am 1. Juli 2023 in Kraft treten, die 
Regelungen zum neuen zentralen Stiftungsregister erst zum 1. Januar 2026. Im 
Rahmen der verbleibenden Gesetzgebungskompetenz sollen zudem Vorschriften 
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg, die sich in der Praxis teilweise 
als verbesserungswürdig erwiesen haben, geändert werden. Die Neufassung der 
BGB-Regelungen und die deswegen notwendige Änderung des Stiftungsgeset-
zes für Baden-Württemberg machen ferner eine Änderung der Gemeindeordnung 
(GemO) notwendig. 

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Infolge der nun abschließenden Regelung des Stiftungszivilrechts im Bürger-
lichen Gesetzbuch bleibt kein Raum mehr für die stiftungszivilrechtlichen Re-
gelungen im Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg, da die bis dahin dafür be-
stehende Gesetzgebungskompetenz der Länder erlischt und die betreffenden 
Landesregelungen verfassungswidrig werden. Sie sind aufzuheben. Dies betrifft 
die Regelungen zur Bedeutung des Stifterwillens (§ 2 StiftG), zur Satzungsände-

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4737

2

rung (§ 6 StiftG), zur Bestellung von fehlenden Organmitgliedern (§ 12 Absatz 1 
Satz 2 StiftG) sowie zur Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhebung (§ 14 
StiftG). 
Zudem werden infolge der Neufassung der §§ 80 bis 88 BGB notwendige An-
passungen und Verweisungen auf das neue Bundesrecht im Stiftungsgesetz für 
Baden-Württemberg (insbesondere §§ 5, 7, 19, 21 und 26 StiftG) und in der Ge-
meindeordnung (§ 101 Absatz 2 GemO) vorgenommen. 
Aufgrund der Einführung eines zentralen bundesweiten Stiftungsregisters ist die 
bisherige Führung der Landesstiftungsverzeichnisse für Stiftungen des bürger-
lichen Rechts nicht mehr notwendig. Sie sollen künftig nur noch für die Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts weitergeführt werden. Die diesbezügliche Regelung 
des § 4 StiftG wird dementsprechend angepasst.
Im Regelungsbereich der Rechtsaufsicht soll durch Einführung eines neuen § 9 
Absatz 4 StiftG unter gewissen Voraussetzungen eine Prüfung der Jahresrechnung 
der Stiftung durch die Stiftungsbehörde grundsätzlich entbehrlich werden. 

C .  A l t e r n a t i v e n

Mangels künftiger Gesetzgebungskompetenzen sind keine, im Übrigen keine 
äquivalenten Alternativen ersichtlich. 

D .   K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e  ( o h n e  E r f ü l l u n g s -
a u f w a n d )

Keine. 

E .  E r f ü l l u n g s a u f w a n d

Die Pflicht zur Berechnung des Erfüllungsaufwands hinsichtlich neuer Landesre-
gelungen wurde durch Beschlüsse des Amtschefausschusses vom 28. März 2022 
und 20. Dezember 2022 bis auf Weiteres ausgesetzt.
Gleichwohl dienen die punktuellen Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-
Württemberg der Reduzierung vermeidbaren Verwaltungsaufwands und tragen 
somit zur Verwaltungsvereinfachung und zum Bürokratieabbau bei.

F .  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k

Von einem Nachhaltigkeitscheck konnte im Ganzen abgesehen werden. Das Än-
derungsgesetz umfasst lediglich notwendige Anpassungen stiftungsrechtlicher 
Landesregelungen an geändertes Bundesrecht und geringe Änderungen im Be-
reich der Stiftungsaufsicht, die erhebliche Auswirkungen auf die ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Verhältnisse offensichtlich nicht erwarten lassen.

G .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium Stuttgart, 9. Mai 2023
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und 
weiterer Vorschriften. Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtags herbeizu-
führen. Die Zuständigkeit liegt beim Ministerium des Inneren, für Digitalisierung 
und Kommunen, beteiligt sind alle Ministerien.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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 Der Landtag wolle beschließen, 

  dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung 
zu erteilen:

 Gesetz zur Änderung des Stiftungs-
 gesetzes für Baden-Württemberg

 und weiterer Vorschriften

 Artikel 1
 Änderung des Stiftungsgesetzes 

  für Baden-Württemberg

  Das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg vom 4. Ok-
tober 1977 (GBl. S. 408), das zuletzt durch Artikel 6 der 
Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100, ber. 
S. 273) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In § 1 werden die Wörter „mit dem Sitz in Baden-
Württemberg“ durch die Wörter „ , die nach ihrer 
Satzung ihren Sitz in Baden-Württemberg haben“ er-
setzt.

 2. § 2 wird aufgehoben.

 3.  In § 4 Absatz 1 werden nach dem Wort „ , die“ die 
Wörter „nach ihrer Satzung“ eingefügt.

 4. § 5 wird wie folgt gefasst:

 „§ 5
 Zuständigkeit

  Zuständige Behörde im Sinne von § 80 Absatz 2,  
§ 81 Absatz 4, §§ 81a, 83 Absatz 2, § 83c Absatz 3, 
§§ 84c, 85a, 86b Absatz 1 und 2, §§ 86e, 86f Absatz 1 
und 2, § 87 Absatz 3 und § 87a des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) sowie § 356 Absatz 3 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
die Stiftungsbehörde, soweit nichts anderes bestimmt 
ist.“

 5. § 6 wird aufgehoben.

 6. § 7 wird wie folgt gefasst:

 „§ 7
  Ausnahme vom Gebot der Erhaltung 
 des Grundstockvermögens

  Die Stiftungsbehörde kann auf Antrag einer Stiftung 
für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens 
eine zeitlich begrenzte Ausnahme von § 83c Absatz 1 
Satz 1 BGB zulassen, wenn dadurch die dauernde 
und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks nicht 
beeinträchtigt wird.“
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 7. § 9 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa) In Nummer 2 wird das Komma gestrichen.
  bb)  In Nummer 3 wird das Wort „. Die“ durch die 

Wörter „; die Stiftung hat nach den Grund-
sätzen ordnungsgemäßer Buchführung Rech-
nung zu führen; die“ ersetzt.

 b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
   „(4) Wird eine Jahresrechnung durch verwaltungs-

eigene Stellen der staatlichen Rechnungsprüfung, 
einen Prüfungsverband, einen Wirtschaftsprüfer 
oder einen vereidigten Buchprüfer geprüft, so 
muss sich die Prüfung auch auf die Erhaltung des 
Grundstockvermögens und die satzungsgemäße 
Verwendung der Stiftungsmittel erstrecken. Der 
Prüfungsbericht ist der Stiftungsbehörde neben 
der Jahresrechnung und dem Bericht über die Er-
füllung des Stiftungszwecks vorzulegen. In die-
sem Fall soll sie von einer eigenen Prüfung der 
Jahresrechnung absehen.“

 8. § 11 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
  „Ein Rückgriff auf die Zwangsmittel nach dem Lan-

desverwaltungsvollstreckungsgesetz ist nicht ausge-
schlossen.“

 9. § 12 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
  „Die Befugnis zur Vornahme notwendiger Maßnah-

men bei fehlenden Organmitgliedern, zu denen ins-
besondere die befristete Bestellung von Organmit-
gliedern gehört, richtet sich nach § 84c BGB.“

10. § 13 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird nach dem Wort 

„sind“ ein Komma eingefügt.
 b)  In Absatz 2 werden nach dem Wort „ausschließ-

lich“ die Wörter „oder überwiegend“ eingefügt.

11. § 14 wird aufgehoben.

12.  In § 16 werden die Wörter „das Zusammenlegen“ 
durch die Wörter „die Zulegung und Zusammenle-
gung“ ersetzt.

13. § 19 wird wie folgt geändert:
 a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
   „Auf Stiftungen des öffentlichen Rechts sind § 80 

Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2, §§ 81, 81a, 
82 Satz 2, §§ 82a, 83 Absatz 2, §§ 83a, 83b, 83c 
Absatz 1 und 2, §§ 84b, 84c, 85 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und Satz 2 bis 4, §§ 85a, 86 Nummer 1 
bis 3, § 86a Nummer 1 und 2, §§ 86b, 86c Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2, §§ 86d, 86e Absatz 1, §§ 86f, 
87, 87a Absatz 1 und 2 Nummer 1 und 3, §§ 87b, 
87c Absatz 1 und 2 Satz 1 BGB sowie die §§ 5, 7 
und 16 entsprechend anzuwenden.“
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 b) Folgender Satz wird angefügt:
   „Satz 1 und 2 gilt, soweit gesetzlich nichts ande-

res bestimmt ist.“

14. § 21 wird aufgehoben.

15.  In § 25 Absatz 2 werden die Wörter „§ 81 Abs. 1 
Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches“ durch die 
Wörter „§ 81 Absatz 1 Nummer 1 BGB“ ersetzt.

16. § 26 wird wie folgt geändert:
 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 26
  Zuständigkeit für Satzungsänderungen, 
  Zulegung und Zusammenlegung sowie 
	 	 Auflösung	und	Aufhebung;	Vermögensanfall“.

 b)  In Absatz 1 Satz 1 und 2 wird die Angabe „§§ 14 
und 21“ jeweils durch die Angabe „§§ 85a, 86b, 
87 und 87a BGB“ ersetzt.

 c)  In Absatz 2 werden die Wörter „§ 88 Satz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches“ durch die Wörter  
„§ 87c Absatz 1 Satz 3 und 4 BGB“ ersetzt.

17.  In § 31 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter  
„§ 88 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches“ durch 
die Wörter „§ 87c Absatz 1 Satz 3 und 4 BGB“ er-
setzt.

18. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2
Weitere Änderung des Stiftungsgesetzes 

für Baden-Württemberg

Das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg vom 4. Okto-
ber 1977 (GBl. S. 408), das zuletzt durch Artikel 1 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 5 werden nach der Angabe „§§ 81a,“ die Angabe 
„82b Absatz 2, §“, nach der Angabe „85a,“ die An-
gabe „85b,“ und nach der Angabe „(BGB)“ ein Kom-
ma und die Wörter „§ 2 Nummer 8, §§ 6, 10, 13 und  
20 Absatz 3 des Stiftungsregistergesetzes (StiftRG)“ 
eingefügt.

2. § 43 wird wie folgt gefasst:

 „§ 43
 Übergangsregelung zur Einführung 
 des Stiftungsregisters

  Ab dem 1. Januar 2026 finden §§ 4, 16 und 27 Satz 1 
und 3 auf Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die 
nach dem 31. Dezember 2025 entstanden sind, keine 
Anwendung. Dasselbe gilt für bestehende Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts, die vor dem 1. Januar 2026 
entstanden sind, ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach  
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§ 11 Absatz 1 StiftRG durch die Registerbehörde in 
das Stiftungsregister eingetragen worden sind.“

3. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 3
Zweite weitere Änderung des Stiftungsgesetzes 

für Baden-Württemberg

Das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg vom 4. Okto-
ber 1977 (GBl. S. 408), das zuletzt durch Artikel 2 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:
 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 4
  Stiftungsverzeichnis und Stiftungsregister“.

 b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  Nach dem Wort „Stiftungen“ werden die Wör-

ter „des öffentlichen Rechts“ und nach dem 
Wort „haben“ das Wort „(Stiftungsverzeich-
nis)“ eingefügt.

  bb) Folgender Satz wird angefügt:
    „Für die Stiftungen des bürgerlichen Rechts 

wird nach § 82b Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) und § 1 Absatz 1 des Stif-
tungsregistergesetzes (StiftRG) ein Stiftungsre-
gister beim Bundesamt für Justiz geführt.“

 c)  In Absatz 2 Nummer 5 werden die Wörter „aner-
kennende oder“ gestrichen.

 d) Folgender Absatz 5 wird angefügt:
   „(5) Das Innenministerium kann durch Rechtsver-

ordnung nähere Bestimmungen zur Einrichtung 
und Führung des Stiftungsverzeichnisses sowie 
zur Einsicht in das Stiftungsverzeichnis regeln, 
insbesondere über die elektronische Führung des 
Stiftungsverzeichnisses, die Veröffentlichung des 
Stiftungsverzeichnisses im Internet, das Verfahren 
zur Einsichtnahme in das Stiftungsverzeichnis, 
den automatisierten Abruf von Daten aus dem Stif-
tungsverzeichnis und die Einzelheiten der Daten-
speicherung und Datensicherheit.“

2.  In § 5 werden die Wörter „des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches (BGB)“ durch die Angabe „BGB“ und die Wör-
ter „des Stiftungsregistergesetzes (StiftRG)“ durch die 
Angabe „StiftRG“ ersetzt.

3. § 16 wird aufgehoben.

4.  In § 19 Satz 1 wird die Angabe „§§ 5, 7 und 16“ durch 
die Angabe „§§ 5 und 7“ ersetzt.
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5. § 21 wird wie folgt gefasst:

 „§ 21
 Bekanntmachungen

  Die Entstehung und das Erlöschen der Stiftung sowie 
die Zulegung und Zusammenlegung von Stiftungen 
sind von der Stiftungsbehörde im Staatsanzeiger be-
kanntzumachen, wenn die Stiftung nicht durch Gesetz 
oder aufgrund eines Gesetzes errichtet worden ist.“

6. § 27 wird wie folgt geändert:
 a)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Stiftungen“ die 

Wörter „des öffentlichen Rechts“ eingefügt.
 b)  In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 3“ durch die Wör-

ter „Absatz 3 und 5“ ersetzt.

7.  In § 31 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe „§§ 16 
und 19“ durch die Angabe „§ 21“ ersetzt.

8. § 43 wird aufgehoben.

9. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 4
Änderung der Gemeindeordnung 

§ 101 Absatz 2 der Gemeindeordnung in der Fassung 
vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), die zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. April 2023 (GBl.  
S. 137) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
„(2) Bei nichtrechtsfähigen Stiftungen kann die Gemeinde 
1.  unter den Voraussetzungen des § 85 Absätze 1 oder 2 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Stiftungszweck än-
dern, 

2.  unter den Voraussetzungen des § 86 Nummern 1 bis 4 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Stiftung einer ande-
ren übernehmenden nichtrechtsfähigen örtlichen Stif-
tung zulegen,

3.  unter den Voraussetzungen des § 86a Nummern 1 bis 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Stiftung mit einer an-
deren nichtrechtsfähigen örtlichen Stiftung zu einer 
neu errichteten nichtrechtsfähigen örtlichen Stiftung 
zusammenlegen oder 

4.  unter den Voraussetzungen des § 87 Absatz 1 Sätze 1 
und 2, Absatz 2 oder des § 87a Absatz 2 Nummer 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Stiftung aufheben, 

wenn der Stifter nichts anderes bestimmt hat.“
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Artikel 5
Änderung der Gebührenverordnung 

Innenministerium

Abschnitt 2.B. Nummer 17.2 der Anlage (Gebührenver-
zeichnis) der Gebührenverordnung Innenministerium 
vom 12. Juli 2011 (GBl. S. 404), die zuletzt durch Ar-
tikel 1 der Verordnung vom 18. Januar 2023 (GBl. S. 3) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„17.2  Genehmigung einer Satzungs- 
änderung, Zulegung oder  
Zusammenlegung      25 bis 1 500“.

Artikel 6
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2023 in Kraft, soweit in 
Absatz 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist.
(2) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.
(3) Artikel 3 tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung

Mit der Gesetzesänderung soll das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg 
(StiftG) an geändertes Bundesrecht angepasst werden. Die Änderung des Lan-
desgesetzes ist infolge einer grundlegenden Reform der stiftungszivilrechtlichen 
Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) erforderlich. 
Der Bund hat mit dem Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und zur 
Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I, S. 2947) 
eine Neufassung der stiftungszivilrechtlichen Regelungen des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs (§§ 80 bis 88 BGB in der ab dem 1. Juli 2023 geltenden Fassung – im 
Folgenden: BGB n. F.) vorgenommen. Das bisher auf Bundes- und Landesrecht 
beruhende Stiftungszivilrecht, das die Entstehung und die Verfassung der rechts-
fähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts bestimmt, wurde vereinheitlicht und ab-
schließend im Bundesrecht geregelt. Mit der Neufassung der §§ 80 bis 88 BGB 
hat der Bund im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (GG) neue Regelungen ins-
besondere zum Namen, Sitz und Vermögen der rechtsfähigen Stiftung des bürger-
lichen Rechts sowie zur Änderung der Stiftungssatzung und zur Zulegung und 
Zusammenlegung von Stiftungen geschaffen sowie zahlreiche schon bestehen-
de Vorschriften geändert. Durch die Reform der einschlägigen Regelungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sollen langjährige aufgrund des Nebeneinanders von 
Bundes- und Landesrecht bestehende Streitfragen und Rechtsunsicherheiten bei 
Stiftern, Stiftungen, Mitgliedern von Stiftungsorganen, den zuständigen Behörden 
und anderen Rechtsanwendern ausgeräumt und zugleich eine einheitliche Verwal-
tungspraxis ermöglicht werden. Es soll damit mehr Rechtsklarheit und Rechts-
sicherheit geschaffen werden.
Zudem wurden durch diese Neufassung der §§ 80 bis 88 BGB – die durch die 
Einführung des Stiftungsregistergesetzes (StiftRG) ergänzt wurde – auch Rege-
lungen zur Einführung eines bundesweit zentralen, vom Bundesamt für Justiz 
geführten und Publizitätswirkung innehabenden Stiftungsregisters getroffen, das 
den rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts die Teilnahme am Rechts-
verkehr erleichtern und zugleich die Transparenz über diese Stiftungen verbessern 
soll. Das Stiftungsregister macht die Führung der bestehenden Stiftungsverzeich-
nisse der Länder verzichtbar, die allesamt keine Publizitätswirkung haben und 
insofern nicht die gleiche Transparenz für Stiftungen schaffen, wie sie durch das 
Handelsregister und das Vereinsregister für andere juristische Personen des Pri-
vatrechts gewährleistet ist. 
Wesentliche Teile des Bundesgesetzes, d. h. der Großteil der Änderungen der  
§§ 80 bis 88 BGB, werden am 1. Juli 2023 in Kraft treten, die Regelungen zum 
neuen zentralen Stiftungsregister erst zum 1. Januar 2026.
Aufgrund der Neufassung der BGB-Regelungen ist eine Anpassung des Stif-
tungsgesetzes für Baden-Württemberg erforderlich. Die Anpassung soll durch 
ein Änderungsgesetz erfolgen, da die bewährte Grundstruktur des Stiftungsge-
setzes für Baden-Württemberg aufrechterhalten bleiben soll. Aufgrund der nun 
abschließenden Regelungen des Bundes zum Stiftungszivilrecht wird das Land 
für diese Regelungsmaterie keine Gesetzgebungskompetenz mehr haben mit der 
Folge, dass die entsprechenden Landesregelungen mangels Beachtung höherran-
gigeren Rechts verfassungswidrig werden. Die einschlägigen Vorschriften zur Be-
deutung des Stifterwillens, zur Satzungsänderung, zur Bestellung von fehlenden 
Organmitgliedern sowie zur Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhebung 
sind deswegen aufzuheben. Zudem sind weitere Regelungen des Stiftungsgeset-
zes für Baden-Württemberg, insbesondere auch jene zu den Stiftungen des öffent-
lichen Rechts, den kirchlichen Stiftungen und den kommunalen Stiftungen auf-
grund der neuen BGB-Regelungen anzupassen. Auch soll infolge der Einführung 
des zentralen Stiftungsregisters auf Bundesebene hinsichtlich der Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts auf die Führung der Landesstiftungsverzeichnisse in Baden-
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Württemberg zugunsten einer Verringerung von Verwaltungsaufwand verzichtet 
werden. In den Landesstiftungsverzeichnissen sind künftig somit nur noch die 
rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen Rechts enthalten.
Ziel der Anpassung des Landesrechts an das neue Bundesrecht ist es, dass sich 
das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg künftig im Wesentlichen auf Rege-
lungen über die Stiftungsbehörden, ihre Zuständigkeit, die Stiftungsaufsicht so-
wie die Stiftungen des öffentlichen Rechts, die kirchlichen Stiftungen und die 
kommunalen Stiftungen beschränkt. Durch die vorliegende Gesetzesänderung soll 
der entsprechende Beitrag des Landes zu der mit der Reform des Bundesrechts 
verfolgten Intention der Verbesserung der Rechtssicherheit im Bereich des Stif-
tungsrechts geleistet werden. Durch die notwendige Harmonisierung des Landes-
rechts mit dem Bundesrecht soll jeglichen Rechtsanwendungsunsicherheiten die 
Grundlage entzogen werden. 
Darüber hinaus haben sich Vorschriften des Stiftungsgesetzes für Baden-Würt-
temberg, insbesondere im Bereich der Rechtsaufsicht, in der Praxis teilweise als 
verbesserungs- beziehungsweise konkretisierungswürdig erwiesen. Entsprechen-
de Änderungen sollen ebenfalls vorgenommen werden. 
Die Neufassung der BGB-Regelungen und die deswegen notwendige Änderung 
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg machen zudem eine Änderung der 
Gemeindeordnung (GemO) und der Gebührenverordnung Innenministerium er-
forderlich.

II. Inhalt

1.  Aufhebung von Vorschriften des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg we-
gen abschließender neuer BGB-Regelungen (Artikel 1 des Gesetzentwurfs)

Infolge der nun abschließenden Regelungen des Bundes zum Stiftungszivilrecht 
wird das Land für diese Regelungsmaterie keine Gesetzgebungskompetenz mehr 
haben. Da für entsprechende Regelungsinhalte im Stiftungsgesetz für Baden-
Württemberg kein Raum mehr bleibt, sind die betroffenen Landesregelungen auf-
zuheben:
Aufgrund der Regelung des § 83 Absatz 2 BGB n. F., mit der der Bund nun eine 
ausdrückliche gesetzliche Regelung zur Bedeutung des Stifterwillens normiert 
hat, ist die entsprechende Landesregelung des § 2 StiftG aufzuheben.
Die §§ 85 und 85a BGB n. F. regeln nun die Voraussetzungen und das Verfah-
ren für Satzungsänderungen – wozu auch die Änderung des Stiftungszwecks ge-
hört – durch die Stiftungsorgane und die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
bundesrechtlich abschließend. § 6 StiftG, der bislang Satzungsänderungen bei 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts regelt, ist deswegen als entsprechende lan-
desrechtliche Regelung aufzuheben. Der Bund hat zudem mit den §§ 86 bis 86h 
BGB n. F. abschließende Regelungen zu den Voraussetzungen der Zulegung und 
Zusammenlegung und zum diesbezüglichen Verfahren getroffen. In den §§ 87 
bis 87c BGB n. F. regelt er ferner fortan die Auflösung und Aufhebung von Stif-
tungen. Infolge dieser neuen abschließenden bundesrechtlichen Regelungen zu 
Satzungsänderungen, zur Zulegung und Zusammenlegung sowie zur Auflösung 
und Aufhebung ist § 14 StiftG aufzuheben, der – ergänzend zum aktuellen § 87 
BGB – bislang für Stiftungen des bürgerlichen Rechts die Zweckänderung, die 
Zusammenlegung und die Aufhebung regelt.
In § 84c BGB n. F. regelt der Bund künftig abschließend die Notmaßnahmen im 
Fall fehlender Vorstandsmitglieder und Mitglieder anderer Stiftungsorgane. Dem-
gemäß ist die eine solche Notmaßnahme normierende Regelung des § 12 Absatz 1 
Satz 2 StiftG – die Bestellung von fehlenden Mitgliedern eines Stiftungsorgans 
– aufzuheben.
Diese Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (Artikel 1 des 
Gesetzentwurfs) müssen wegen Kompetenzkonflikten zeitgleich zum Inkrafttre-
ten der einschlägigen neuen BGB-Regelungen zum 1. Juli 2023 in Kraft treten. 
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2.  Anpassung von Vorschriften des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg, der 
Gemeindeordnung und der Gebührenverordnung Innenministerium wegen neuer 
BGB-Regelungen (Artikel 1, 2, 4 und 5 des Gesetzentwurfs)

Zudem sind aufgrund der Neufassung der stiftungsrechtlichen BGB-Regelungen 
verschiedene Anpassungen von Vorschriften des Stiftungsgesetzes für Baden-
Württemberg, insbesondere auch für die Stiftungen des öffentlichen Rechts, die 
kirchlichen Stiftungen und die kommunalen Stiftungen, erforderlich:
§ 5 StiftG, der derzeit lediglich die Zuständigkeit der Stiftungsbehörde für die 
Anerkennung einer Stiftung des bürgerlichen Rechts regelt, wird als neue all-
gemeine Regelung der Zuständigkeit der Stiftungsbehörde für sämtliche in den 
§§ 80 bis 88 BGB n. F. normierte behördliche Maßnahmen betreffend Stiftun-
gen des bürgerlichen Rechts – z. B. Anerkennung einer Stiftung, Genehmigungen 
von Satzungsänderungen oder Aufhebung einer Stiftung – neu gefasst. Dies ist 
notwendig, da gemäß den §§ 80 bis 88 BGB n. F. die Regelungen der behörd-
lichen Zuständigkeit zwingend durch Landesrecht zu treffen sind. Mit der Ein-
führung des zentralen Stiftungsregisters und dem Inkrafttreten der entsprechenden 
BGB-Regelungen und des Stiftungsregistergesetzes zum 1. Januar 2026 sind dann 
weitere landesrechtliche Zuständigkeitszuweisungen an die Stiftungsbehörde er-
forderlich. Durch eine weitere Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Würt-
temberg (Artikel 2 des Gesetzentwurfs) wird infolgedessen § 5 StiftG ab diesem 
Zeitpunkt um die einschlägigen Vorschriften ergänzt.
Mit den §§ 83b und 83c BGB n. F. hat der Bund nun grundlegende Regelungen 
zum Stiftungsvermögen und zu dessen Verwaltung getroffen. Infolgedessen wer-
den die diesbezüglichen Regelungen in § 7 Absatz 1 und 2 StiftG aufgehoben. Der 
Bund ermöglicht den Ländern mit der Öffnungsklausel des § 83c Absatz 3 BGB 
n. F., dass die in einigen Landesstiftungsgesetzen vorgesehenen Vorschriften, die 
die zuständigen Behörden ermächtigen, zeitlich begrenzte Ausnahmen vom Gebot 
der Erhaltung des Grundstockvermögens zuzulassen, beibehalten werden können. 
Eine solche Vorschrift ist mit § 7 Absatz 2 Satz 1 Alternative 2 StiftG derzeit 
vorhanden. Es soll von der Öffnungsklausel Gebrauch gemacht werden. Die an 
den Wortlaut des § 83c Absatz 3 BGB n. F. angepasste Ausnahmeregelung soll in 
einem neu gefassten § 7 StiftG verortet werden. § 7 Absatz 3 StiftG, der Stiftun-
gen des bürgerlichen Rechts die Pflicht ordnungsgemäßer Buchführung auferlegt, 
wird aufgrund des Sachzusammenhangs zu den aufsichtsrechtlichen Regelungen 
zur Vorlage und Prüfung der Jahresrechnung künftig in § 9 Absatz 2 Nummer 3 
StiftG verortet.
Es sind ferner Anpassungen der für die Stiftungen des öffentlichen Rechts gel-
tenden Normen erforderlich. § 19 StiftG erklärt bestimmte BGB-Regelungen und 
bestimmte für Stiftungen des bürgerlichen Rechts geltende Regelungen des Stif-
tungsgesetzes für Baden-Württemberg für entsprechend anwendbar auf Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts. Diese Verweisung soll auch künftig vorgenommen 
werden, da dies aufgrund der geringen Unterschiede in der jeweils erforderlichen 
Stiftungsorganisation der beiden Stiftungsformen sachgerecht ist und bei Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts wie bislang die stiftungsspezifischen Besonderheiten 
Berücksichtigung finden können. Infolge der neuen BGB-Regelungen und der 
vorzunehmenden Änderungen der für Stiftungen des bürgerlichen Rechts gelten-
den Regelungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg sind die Verwei-
sungen in § 19 StiftG anzupassen. § 21 StiftG, der Regelungen zur Zweckände-
rung, Zusammenlegung und Aufhebung von Stiftungen des öffentlichen Rechts 
enthält, wird infolge der anzupassenden Verweisungen in § 19 StiftG entbehrlich, 
da diese Verweisungen nun auch BGB-Normen umfassen, die die Zweckände-
rung, Zusammenlegung und Aufhebung von Stiftungen regeln. § 21 StiftG wird 
deshalb aufgehoben.
Auch sind Anpassungen der für die kirchlichen Stiftungen geltenden Normen er-
forderlich. Die Zulässigkeit entsprechender Anpassungen lässt sich § 88 BGB 
n. F. entnehmen, der klarstellt, dass nicht nur die bestehenden landesrechtlichen 
Vorschriften weiter Bestand haben, sondern die Länder auch neue Regelungen 
zu kirchlichen Stiftungen treffen können. Insbesondere ist § 26 StiftG anzupas-
sen, der die Verteilung der Zuständigkeit zwischen der zuständigen staatlichen 
Stiftungsbehörde (nach § 28 StiftG ist dies das Kultusministerium) und den zu-
ständigen kirchlichen Behörden hinsichtlich der Maßnahmen der Zweckänderung, 
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Zusammenlegung und Aufhebung von kirchlichen Stiftungen des bürgerlichen 
und des öffentlichen Rechts regelt. Anstatt auf die nunmehr aufzuhebenden  
§§ 14 und 21 StiftG ist künftig auf die die genannten Maßnahmen regelnden 
neuen BGB-Normen zu verweisen. Dabei soll die bestehende Verteilung der Zu-
ständigkeit beibehalten werden. 
Die Neufassung der BGB-Regelungen macht ferner eine Anpassung des § 101 
Absatz 2 GemO notwendig, der eine Regelung zu den Maßnahmen der Zweck-
änderung, Zusammenlegung und Aufhebung bei nichtrechtsfähigen örtlichen Stif-
tungen als spezielle kommunale Stiftungen trifft und diesbezüglich derzeit auf  
§ 87 Absatz 1 BGB verweist. Dieser Verweis ist anzupassen, indem für die jewei-
lige Maßnahme auf die entsprechende neue BGB-Regelung verwiesen wird.
Zudem ist infolge der neuen BGB-Regelungen und der daraus resultierenden Än-
derungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg auch eine Anpassung der 
Gebührenverordnung Innenministerium erforderlich.
Diese Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg – mit Ausnahme 
der Ergänzung des neuen § 5 StiftG (Artikel 2 des Gesetzentwurfs; Inkrafttreten 
zum 1. Januar 2026) – sowie die Änderungen der Gemeindeordnung und der 
Gebührenverordnung Innenministerium (Artikel 1, 4 und 5 des Gesetzentwurfs) 
müssen aus Gründen der Normharmonisierung zeitgleich zum Inkrafttreten der 
einschlägigen neuen BGB-Regelungen zum 1. Juli 2023 in Kraft treten.

3.  Führung der Landesstiftungsverzeichnisse nur noch für Stiftungen des öffent-
lichen Rechts infolge der Einführung des zentralen bundesweiten Stiftungsre-
gisters (Artikel 2 und 3 des Gesetzentwurfs)

Da infolge der Einführung des neuen zentralen bundesweiten Stiftungsregis-
ters für Stiftungen des bürgerlichen Rechts die bei den vier Regierungspräsidien  
(§ 4 Absatz 1 StiftG) und bei den obersten Behörden der vier Hauptkirchen  
(§ 27 StiftG) geführten Landesstiftungsverzeichnisse in Bezug auf die Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts entbehrlich werden, sollen die Verzeichnisse künftig nur 
noch rechtsfähige Stiftungen des öffentlichen Rechts beinhalten. § 4 StiftG ist 
deshalb dahingehend anzupassen. Zudem soll in § 4 StiftG eine Verordnungs-
ermächtigung aufgenommen werden, die dem Innenministerium als für das Stif-
tungsrecht zuständiges Ressort ermöglicht, nähere Bestimmungen zur Einrichtung 
und Führung des Stiftungsverzeichnisses sowie zur Einsicht in das Stiftungsver-
zeichnis zu regeln.
Ferner kann aufgrund der Einführung des zentralen Stiftungsregisters bei Stif-
tungen des bürgerlichen Rechts künftig auf die gleichermaßen der Transparenz 
dienende Pflicht der Stiftungsbehörden zur Bekanntmachung bestimmter status-
begründender beziehungsweise statusverändernder Rechtsakte, wie z. B. die An-
erkennung einer Stiftung, verzichtet werden. § 16 StiftG soll deshalb aufgehoben 
werden. Da die Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht im zentralen Stiftungsre-
gister enthalten sind, soll für diese die Bekanntmachungspflicht bestehen bleiben. 
Die entsprechende Regelung findet sich künftig in einem neuen § 21 StiftG, der 
den in § 19 StiftG vorhandenen Verweis auf den aufzuhebenden § 16 StiftG in-
haltlich ersetzt. 
Allerdings werden die bundesrechtlichen Regelungen zum zentralen bundeswei-
ten Stiftungsregister bis auf eine Ausnahme (§ 19 StiftRG) erst am 1. Januar 2026 
in Kraft treten, um ausreichend Zeit für die Schaffung der rechtlichen und tech-
nischen Voraussetzungen zum Aufbau und Betrieb des Registers zu haben. Den 
bestehenden Stiftungen, die vor dem 1. Januar 2026 entstanden sind, wird eine 
Übergangsfrist zur Anmeldung in das Stiftungsregister bis zum 31. Dezember 
2026 eingeräumt (§ 20 Absatz 1 StiftRG). Das Stiftungsregister kann somit erst ab 
dem 1. Januar 2027 seinen vollständigen Sinn und Zweck erfüllen und damit die 
Landesstiftungsverzeichnisse hinsichtlich der Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
ersetzen. Deshalb sollen durch eine weitere Änderung des Stiftungsgesetzes für 
Baden-Württemberg (Artikel 3 des Gesetzentwurfs) die genannten Änderungen 
zu den Landesstiftungsverzeichnissen (§ 4 StiftG) und der Bekanntmachungs-
pflicht der Stiftungsbehörde (§§16, 19 und 21 StiftG) erst am 1. Januar 2027 in 
Kraft treten. 
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Infolgedessen würden jedoch zeitweise – vom 1. Januar 2026 bis zum 31. De-
zember 2026 – für die Stiftungen des bürgerlichen Rechts parallel zu den Rege-
lungen zum zentralen Stiftungsregister auch noch die Regelungen zu den Lan-
desstiftungsverzeichnissen uneingeschränkt gelten, was zu einer doppelten Ein-
tragungspflicht und damit zu einer doppelten Führung in Stiftungsregister und 
Landesstiftungsverzeichnis führen würde. Um eine solche doppelte Führung zu 
vermeiden – dies birgt das Risiko unterschiedlicher Register- beziehungsweise 
Verzeichnisinhalte –, wird zugunsten von mehr Rechtsklarheit mittels einer wei-
teren Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (Artikel 2 des Ge-
setzentwurfs) in § 43 StiftG für den einschlägigen Zeitraum (1. Januar 2026 bis 
31. Dezember 2026) eine entsprechende Übergangsregelung geschaffen. 

4.  Verbesserungswürdige Vorschriften des Stiftungsgesetzes für Baden-Württem-
berg (Artikel 1 des Gesetzentwurfs)

Im Regelungsbereich der Rechtsaufsicht soll zum einen mit § 9 Absatz 4 StiftG 
eine neue Vorschrift eingeführt werden, die vorsieht, dass die Stiftungsbehörden 
von einer Prüfung der Jahresrechnung absehen sollen, sofern eine Prüfung die-
ser bereits durch verwaltungseigene Stellen der staatlichen Rechnungsprüfung, 
einen Prüfungsverband, einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buch-
prüfer stattgefunden hat. Diese insbesondere auch der Reduzierung des Verwal-
tungsaufwands dienende Regelung ist in den meisten Landesstiftungsgesetzen in 
vergleichbarer Form bereits vorhanden und hat sich dort bewährt. Zum anderen 
soll in § 11 Absatz 2 StiftG eine Klarstellung dahingehend erfolgen, dass der 
Stiftungsbehörde zur Durchsetzung der Rechtsaufsicht neben den speziellen stif-
tungsrechtlichen Aufsichtsmaßnahmen auch die Zwangsmittel des Landesverwal-
tungsvollstreckungsgesetzes zur Verfügung stehen. Des Weiteren erfolgt in § 13 
Absatz 2 StiftG – diese Regelung nimmt Familienstiftungen von der für bestimm-
te Rechtsgeschäfte bestehenden Anzeigepflicht gegenüber der Stiftungsbehörde 
aus – eine Anpassung der Definition der Familienstiftungen.
Zudem soll in § 1 und § 4 Absatz 1 StiftG zum Begriff des Sitzes der Stiftung eine 
klarstellende Präzisierung erfolgen. 
Diese Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (Artikel 1 des 
Gesetzentwurfs) sollen zum 1. Juli 2023 in Kraft treten.

III. Alternativen

Mangels künftiger Gesetzgebungskompetenzen sind keine, im Übrigen keine 
äquivalenten Alternativen ersichtlich.
Hinsichtlich der Anpassung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und 
der Gemeindeordnung an die neuen BGB-Regelungen bestehen keine Alterna-
tiven. Die im Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg bestehenden Regelungen 
zum Stiftungszivilrecht sind aufgrund der abschließenden Bundesregelungen 
zwingend aufzuheben. Auch eine Wiederholung von Bundesrecht wäre verfas-
sungswidrig. Des Weiteren wären ohne die Harmonisierung von Bundes- und 
Landesrecht zahlreiche stiftungsrechtliche Regelungen für den Rechtsanwender 
nicht mehr ohne Weiteres nachvollziehbar. Dies würde der Rechtsklarheit und 
Rechtssicherheit schaden. 
Hinsichtlich der weiteren vorgesehenen Gesetzesänderungen bestehen keine äqui-
valenten Alternativen. Die Landesstiftungsverzeichnisse und die diesbezüglichen 
Regelungen könnten auch für Stiftungen des bürgerlichen Rechts beibehalten 
werden. Allerdings würde dies dazu führen, dass die Verzeichnisse neben dem 
durch Bundesrecht eingeführten neuen zentralen Stiftungsregister bestehen wür-
den. Dies würde das Risiko unterschiedlicher Inhalte bei zwei parallel geführ-
ten Registern beziehungsweise Verzeichnissen bergen, was der Transparenz und 
Klarheit abträglich wäre. Zudem würde dies im Widerspruch zu dem grundsätz-
lichen Ansinnen des Landes stehen, vermeidbaren Verwaltungsaufwand an den 
richtigen Stellen zu reduzieren. Ferner könnte die Vorschrift zur Bekanntmachung 
bestimmter statusbegründender beziehungsweise statusverändernder Rechtsakte 
auch für Stiftungen des bürgerlichen Rechts beibehalten werden. Jedoch wider-
spricht auch dies dem Ansinnen der Reduzierung vermeidbaren Verwaltungsauf-
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wands, zumal umfassende Transparenz durch das künftige Stiftungsregister ge-
wahrt wird.
Auf die Änderung von Regelungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württem-
berg, die sich in der Praxis als verbesserungswürdig herausgestellt haben, könnte 
ebenfalls verzichtet werden. Allerdings entsprechen die Änderungen dem zu ver-
folgenden Ziel der Reduzierung von vermeidbarem Verwaltungsaufwand bezie-
hungsweise tragen zur Rechtsklarheit und damit der Rechtssicherheit bei. Auf sie 
sollte deswegen nicht verzichtet werden.

IV. Finanzielle Auswirkungen

Keine.

V. Erfüllungsaufwand

Die Pflicht zur Berechnung des Erfüllungsaufwands hinsichtlich neuer Landesre-
gelungen wurde durch Beschlüsse des Amtschefausschusses vom 28. März 2022 
und 20. Dezember 2022 bis auf Weiteres ausgesetzt.

VI. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeitschecks 

Von einem Nachhaltigkeitscheck konnte im Ganzen abgesehen werden. Das Än-
derungsgesetz umfasst lediglich notwendige Anpassungen stiftungsrechtlicher 
Landesregelungen an geändertes Bundesrecht und geringfüge Änderungen im Be-
reich der Stiftungsaufsicht, die erhebliche Auswirkungen auf die ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Verhältnisse offensichtlich nicht erwarten lassen.

VII. Sonstige Kosten für Private

Keine. 

VIII. Ergebnis der Anhörung

1. Stellungnahmen zum Gesetzentwurf

Zu dem Gesetzentwurf wurden die Kommunalen Landesverbände, die Diözese 
Rottenburg-Stuttgart, die Erzdiözese Freiburg, die Evangelische Landeskirche in 
Württemberg, die Evangelische Landeskirche in Baden, der Bundesverband Deut-
scher Stiftungen e. V., der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V., der 
Sparkassenverband Baden-Württemberg und Herr Rechtsanwalt Dr. Patrick Bruns 
als Sachverständiger (Bearbeiter der Kommentierung zum Stiftungsgesetz für Ba-
den-Württemberg) angehört.
Inhaltliche Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf wurden abgegeben von:
– dem Gemeindetag Baden-Württemberg,
– der Diözese Rottenburg-Stuttgart (zwei Stellungnahmen), 
–  der Erzdiözese Freiburg, der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der 

Evangelischen Landeskirche in Baden (gemeinsame Stellungnahme),
– dem Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V.,
– dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V. und 
– dem Sparkassenverband Baden-Württemberg. 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage beigefügt.
Der Gesetzentwurf wurde im Beteiligungsportal des Landes veröffentlicht und 
konnte dort während der Anhörung kommentiert werden. Es wurden keine Kom-
mentare abgegeben.
Ebenso wurde der Normenprüfungsausschuss beteiligt. Dessen redaktionelle Hin-
weise wurde berücksichtigt.
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Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für die Informationsfreiheit ist 
bereits bei der Erstellung des Gesetzentwurfs beteiligt worden. Datenschutzrecht-
liche Bedenken wurden von ihm nicht geäußert.
Eine Einbeziehung des Normenkontrollrats zum Gesetzentwurf war nicht erfor-
derlich, da seine Tätigkeit und alle damit verbundenen Pflichten Dritter gemäß 
Beschluss des Amtschefausschusses für Verwaltungsmodernisierung und Büro-
kratieabbau vom 20. Dezember 2022 interimsweise ausgesetzt wurden.

2. Grundsätzliche Haltung der Verbände und Kirchen

Der Gesetzentwurf wird ganz überwiegend begrüßt. 
Der Gemeindetag befürwortet die im Gesetzentwurf formulierten Zielstellungen, 
eine Verbesserung der Rechtsklarheit und -sicherheit zu erreichen, Rechtsanwen-
dungsunsicherheiten die Grundlage zu entziehen, vermeidbaren Verwaltungsauf-
wand zu reduzieren und somit zur Verwaltungsvereinfachung und zum Bürokra-
tieabbau beizutragen. Insbesondere begrüßt er es, dass im Zusammenhang mit der 
vorgesehenen Änderung des § 101 GemO durch die Beibehaltung der Verweisung 
auf die BGB-Regelungen auch künftig die Voraussetzungen für die Anwendung 
der genannten Maßnahmen für nichtrechtsfähige örtliche Stiftungen denen für 
rechtsfähige örtliche Stiftungen entsprächen. Damit werde auch mehr Flexibilität 
für die Gemeinden bei der Verwaltung von in finanzielle Not geratenen nicht-
rechtsfähigen örtlichen Stiftungen erreicht.
Die vier angehörten Kirchen sind mit dem Gesetzentwurf grundsätzlich einver-
standen, tragen allerdings auch einzelne Einwände beziehungsweise Anregungen 
vor, die teilweise überzeugen konnten und zu einer Änderung des Gesetzentwurfs 
führten (s. dazu nachfolgend Ziffer 3. und 4.). 
Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. begrüßt den Gesetzentwurf im 
Grundsatz. Insbesondere weise die Gesetzesbegründung zutreffend darauf hin, 
dass das materielle Stiftungszivilrecht zukünftig abschließend im Bürgerlichen 
Gesetzbuch geregelt ist. Der Gesetzentwurf sehe konsequenterweise im Vergleich 
zum aktuellen Gesetz keine inhaltlichen Regelungen, etwa zu Genehmigung von 
Satzungsänderungen, Zusammenschluss, Auflösung, Zusammenlegung und Auf-
hebung von Stiftungen, mehr vor und regele insoweit nur noch die Zuständigkeit 
der Stiftungsbehörde. Zudem begrüßt der Verband es, dass in Baden-Württemberg 
grundsätzlich alle Stiftungen unabhängig von ihrem Status der Stiftungsaufsicht 
unterliegen. Ferner unterstützt er den Gesetzentwurf insofern, als kirchliche Stif-
tungen weiterhin nur eingeschränkt der staatlichen Stiftungsaufsicht unterliegen. 
Dies entspreche der geltenden Rechtslage mit Verfassungsrang. Die kirchliche 
Autonomie bleibe gewahrt. Zudem wird insbesondere auch die Übergangsrege-
lung zur Einführung des Stiftungsregisters in § 43 StiftG als positiv bewertet. 
Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. führt jedoch auch verschiedene 
Einwände und Anregungen zum Gesetzentwurf an (s. dazu nachfolgend Ziffer 4.).
Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V. befürwortet die im Gesetz-
entwurf vorgesehenen Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg 
insgesamt. Die geplanten Regelungen passten sich an das reformierte Bundesrecht 
an, welches das materielle Stiftungsrecht abschließend regele, und seien daher ge-
setzlich geboten. Folgerichtig enthalte das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg 
künftig keine Regelungen mehr zur Verwaltung des Stiftungsvermögens, zur An-
zeige und Genehmigung von Satzungsänderungen, zum Zusammenschluss und zur 
Selbstauflösung sowie zur Aufhebung. Konsequenterweise beschränke es sich da-
mit auf die Zuständigkeit der Stiftungsbehörde und die Regelungen der Rechtsauf-
sicht. Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V. hält die beabsichtigten 
Änderungen im Hinblick auf die Rechtsklarheit und die Anwenderfreundlichkeit 
für notwendig und sinnvoll. Als positiv bewertet er insbesondere, dass die bereits 
bestehende Landesregelung zur Ausnahme vom Gebot der Erhaltung des Grund-
stockvermögens aufrechterhalten und nun an das neue Bundesrecht angepasst wird 
(s. neuer § 7 StiftG). Auch die Aufnahme des neuen § 9 Absatz 4 StiftG, wonach die 
Stiftungsbehörde unter bestimmten Voraussetzungen von einer Prüfung der Jahres-
rechnung absehen soll, wird ausdrücklich gutgeheißen. Gleichwohl führt auch der 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V. verschiedene Einwände und An-
regungen zum Gesetzentwurf an (s. dazu nachfolgend Ziffer 4.).
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Der Sparkassenverband Baden-Württemberg, der aufgrund der großen Anzahl der 
Stiftungen der Sparkassen-Finanzgruppe angehört wurde, hält den Gesetzentwurf 
für sehr gelungen. Die durch die Stiftungsrechtsreform des Bundesgesetzgebers 
notwendigen Änderungen seien nach seiner Ansicht zutreffend umgesetzt worden. 
Insbesondere begrüßt er, dass mit dem neuen § 7 StiftG von der Öffnungsklausel 
Gebrauch gemacht werde, die der Bundesgesetzgeber in § 83c Absatz 3 BGB n. F. 
dem Landesrecht eingeräumt habe. Der Sparkassenverband Baden-Württemberg 
schlägt eine Ergänzung zu § 1 StiftG vor (s. dazu nachfolgend Ziffer 4.).

3. Änderungen aufgrund des Ergebnisses der Anhörung

Zu § 4 StiftG (vgl. Artikel 3 Nummer 1) und § 27 StiftG (vgl. Artikel 3 Nummer 6)

–  Nach Ansicht der Erzdiözese Freiburg, der Evangelischen Landeskirche in 
Württemberg und der Evangelische Landeskirche in Baden sollte eine Anwen-
dung des neuen § 4 Absatz 5 StiftG – der dem Land die Möglichkeit gibt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur Einrichtung und Führung des 
Stiftungsverzeichnisses sowie zur Einsicht in dieses zu treffen – für kirchliche 
Stiftungen ausgeschlossen sein und § 27 StiftG dahingehend ergänzt werden. 
Denn das Land könne keine Regelungen über die Art und Weise der Führung 
der kirchlichen Stiftungsverzeichnisse treffen.

 Bewertung:
  Das Land trifft bereits nach derzeitiger Rechtslage Regelungen zu den kirch-

lichen Stiftungsverzeichnissen (vgl. § 4 Absatz 2 und 4 StiftG i. V. m. § 27 
StiftG) und ist dazu im Hinblick auf die Teilnahme der kirchlichen Stiftungen 
– als juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts – am weltlichen 
Rechtsverkehr und die dafür zu gewährleistende Rechtssicherheit und -einheit 
auch berechtigt. Gleichwohl soll entsprechend der Anregung der Kirchen § 27 
StiftG dahingehend ergänzt werden, dass § 4 Absatz 5 StiftG auf die kirch-
lichen Stiftungen und damit auf die kirchlichen Stiftungsverzeichnisse keine 
Anwendung findet, was bedeutet, dass es weiterhin den obersten Behörden der 
Religionsgemeinschaften obliegt, im Rahmen der Regelungen des Stiftungsge-
setzes für Baden-Württemberg über die Art und Weise der Führung der kirch-
lichen Stiftungsverzeichnisse zu bestimmen. Dies erscheint zweckmäßig, da 
den obersten Behörden der Religionsgemeinschaften diese Verantwortung im 
Rahmen ihrer Aufsichtsfunktion über die kirchlichen Stiftungen (vgl. §§ 25 
und 26 StiftG) im Hinblick auf die größere Sachnähe überlassen bleiben soll. 

  In Folge dieser Änderung des § 27 StiftG ist es ferner nicht mehr notwendig, 
dass das Innenministerium für den Erlass der Rechtsverordnung nach § 4 Ab-
satz 5 StiftG das Einvernehmen des für die kirchlichen Stiftungen zuständigen 
Kultusministeriums einholt. Der neue § 4 Absatz 5 StiftG wird entsprechend 
angepasst.

–  Zudem regen alle vier angehörten Kirchen an, auch in § 27 StiftG klarzustellen, 
dass die kirchlichen Stiftungsverzeichnisse künftig nur noch für Stiftungen des 
öffentlichen Rechts geführt werden. 

 Bewertung: 
  Dem Vorschlag der Kirchen wird entsprochen. Eine Präzisierung von § 27 

StiftG erscheint zweckmäßig.

4. Sonstige Anregungen und Einwände

Von den Verbänden und Kirchen wurden außerdem folgende wesentliche Anre-
gungen oder Einwände vorgebracht, die nicht zu einer Änderung des Gesetzent-
wurfs geführt haben:

Zu § 1 StiftG (vgl. Artikel 1 Nummer 1)

–  Der Sparkassenverband Baden-Württemberg regt an, die den Anwendungsbe-
reich des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg festlegende Norm des § 1 
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StiftG zu ergänzen. Seiner Auffassung nach sei durch ihre jetzige Formulierung 
nicht sichergestellt, dass das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg auch für 
den Prozess ab Zugang des Antrags auf Anerkennung bis zur abschließenden 
Anerkennung der Stiftung gilt. Durch die vorgeschlagene Ergänzung werde 
diese Lücke geschlossen. 

 Bewertung:
  Eine Ergänzung von § 1 StiftG ist nicht erforderlich. Es bestehen in der Rechts-

anwendungspraxis keinerlei Zweifel darüber, dass das Stiftungsgesetz für Ba-
den-Württemberg bereits vor Anerkennung der beantragenden Stiftung gilt. Es 
entspricht dem allgemeinen Rechtsverständnis, dass ein insbesondere auch die 
Behördenzuständigkeit regelndes Gesetz mit verfahrensrechtlichen Regelun-
gen (wie es auch das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg ist) schon zum 
Zeitpunkt einer Antragsstellung Anwendung findet. So benötigt im Fall des 
Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg die die Anerkennung beantragende 
Stiftung bereits bei Antragsstellung eine Norm, welche ihr die dafür zuständige 
Stiftungsbehörde vorgibt (s. §§ 3 und 5 StiftG). 

–  Die Diözese Rottenburg-Stuttgart schlägt ebenfalls eine Änderung des § 1 
StiftG vor. Das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg beschränke sich künf-
tig im Wesentlichen auf Regelungen über die Stiftungsbehörden, ihre Zustän-
digkeit, die Stiftungsaufsicht sowie die Stiftungen des öffentlichen Rechts, die 
kirchlichen Stiftungen und die kommunalen Stiftungen. Dem Wortlaut des § 1 
StiftG sei allerdings auch nach seiner vorgesehenen Änderung nicht zu entneh-
men, dass die folgenden Normen die materiell-rechtlichen Regelungen des Stif-
tungszivilrechts des Bürgerlichen Gesetzbuchs in formalrechtlicher Hinsicht 
ergänzen. Daher sei der Wortlaut des § 1 StiftG insoweit nicht eindeutig und 
für den Rechtsanwender verwirrend. Hinzu komme, dass sich dem Geltungs-
bereich des § 1 StiftG nicht entnehmen lasse, dass die §§ 22 ff. StiftG nicht 
für die kirchlichen Stiftungen des bürgerlichen Rechts und die §§ 31 ff. StiftG 
nicht für die kommunalen Stiftungen des bürgerlichen Rechts gelten. Vor dem 
Hintergrund der Zielsetzung des Änderungsgesetzes, jeglichen Rechtsan-
wendungsunsicherheiten die Grundlage zu entziehen und Rechtsklarheit und  
-sicherheit zu schaffen, habe in § 1 StiftG eine Klarstellung zu erfolgen.

 Bewertung:
  An der Formulierung von § 1 StiftG wird festgehalten. Der geäußerten Auffas-

sung kann nicht gefolgt werden. Der Wortlaut der Regelung ist eindeutig. Sie 
soll ausschließlich den Anwendungsbereich des Stiftungsgesetzes für Baden-
Württemberg festlegen. Etwaige ergänzende Ausführungen zum Gesetzesinhalt 
sind im Rahmen der den Gesetzesanwendungsbereich festlegenden Norm nicht 
angezeigt. Zudem kann auch der Äußerung, § 1 StiftG lasse sich nicht entneh-
men, dass die §§ 22 ff. StiftG nicht für die kirchlichen Stiftungen des bürger-
lichen Rechts sowie die §§ 31 ff. StiftG nicht für die kommunalen Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts gelten und insofern eine Klarstellung erforderlich sei, 
nicht gefolgt werden. Denn richtigerweise gelten die §§ 22 ff. StiftG auch für 
die kirchlichen Stiftungen des bürgerlichen Rechts (vgl. § 23 StiftG) und die  
§§ 31 ff. StiftG auch für die kommunalen Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
(vgl. § 31 StifTG).

Zu § 7 StiftG (vgl. Artikel 1 Nummer 6)

–  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. sieht den neuen § 7 StiftG und 
damit die Inanspruchnahme der im Bundesrecht (§ 83c Absatz 3 BGB n. F.) 
enthaltenen Öffnungsklausel für eine landesrechtliche Ausnahmeregelung zum 
Gebot der Erhaltung des Grundstockvermögens kritisch. Er bedauert die Auf-
nahme der Ausnahmeregelung vor dem Hintergrund, dass eine größtmögliche 
Harmonisierung der unterschiedlichen Landesstiftungsgesetze angestrebt wer-
den solle. Ferner fehle weiterhin eine verbindliche Vorgabe für den Zeitraum, 
in dem das Stiftungsvermögen wieder aufgefüllt werden soll.
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 Bewertung:
  An der Regelung wird festgehalten. Die bestehende Regelung im geltenden 

Recht (§ 7 Absatz 2 Satz 1 Alternative 2 StiftG) hat sich in der Praxis bewährt. 
Die nun an den Sinngehalt von § 83c Absatz 3 BGB n. F. angepasste Rege-
lung soll aufrechterhalten bleiben, um – wie es auch der Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft e. V. sieht – den Stiftungen ein Maß an Flexibilität zu 
verschaffen, in schwierigen finanziellen Situationen das Grundstockvermögen 
teilweise zu verwenden und so gegebenenfalls einschneidende Maßnahmen wie 
beispielsweise eine Zweckänderung, eine Zulegung, eine Zusammenlegung 
oder eine Aufhebung zu verhindern.

  Auch der Sparkassenverband Baden-Württemberg begrüßt die Inanspruchnah-
me der bundesrechtlichen Öffnungsklausel ausdrücklich. Die Möglichkeit, auf 
Antrag einer Stiftung für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens eine 
zeitlich begrenzte Ausnahme vom Kapitalerhaltungsgrundsatz zuzulassen, kön-
ne in Einzelfällen die Begleitung mehrjähriger Projekte durch eine Stiftung er-
leichtern oder erst ermöglichen, die ohne diese Regelung gegebenenfalls nicht 
möglich wären (beispielsweise wegen hoher Anlaufkosten im ersten Jahr). Ge-
rade gemeinnützige Ziele ließen sich häufig nur dann nachhaltig erzielen, wenn 
diese über eine längere Zeit hinweg verfolgt werden. Für die Durchführbarkeit 
solcher Projekte könne diese Regelung ausschlaggebend sein.

Zu § 8 Absatz 2 StiftG

–  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. kritisiert zudem, dass gemäß 
dem Gesetzentwurf die bestehende Regelung des § 8 Absatz 2 Satz 2 StiftG 
bestehen bleiben soll und es damit bei der Reduzierung der Stiftungsaufsicht 
bleibt, „wenn und solange eine ordnungsgemäße Überwachung der Verwaltung 
durch ein in der Stiftungssatzung vorgesehenes unabhängiges Kontrollorgan 
gewährleistet erscheint“. 

  Zum einen sei die Norm überaus streitanfällig, da unklar bleibe, wann ein ent-
sprechendes unabhängiges Kontrollorgan überhaupt vorliegt. Zum anderen 
nehme sie Stiftern, die ein in der Praxis empfehlenswertes zusätzliches Kon-
trollorgan in der Organisation der Stiftung integriert haben, die Möglichkeit, 
neben einer internen Kontrolle auch einen Schutz durch die behördliche Stif-
tungsaufsicht zu erlangen. Bei einem entsprechenden Regelungswillen werde 
die Möglichkeit abgeschnitten, die Beachtung des im Stiftungsgeschäft nieder-
gelegten Stifterwillens optimal durch eine Verbindung interner Kontrolle und 
unbeschränkter Stiftungsaufsicht zu sichern. Die Einschränkung der Stiftungs-
aufsicht sei im Lichte der Ausführungen in der Gesetzesbegründung zur Stif-
tungsrechtsreform unzulässig. Der Bundesgesetzgeber habe im Bürgerlichen 
Gesetzbuch vorgesehen, dass die Rechtsaufsicht der Länder für alle Stiftungen 
unabhängig von ihrem Status gilt. Eine Unterscheidung je nach Ausformung 
der internen Governance oder Art der Stiftung kenne das Gesetz nicht und 
sei auch zukünftig nicht vorgesehen. § 83 Absatz 2 BGB n. F. setze vielmehr 
hinsichtlich aller Stiftungen eine „Aufsicht über die Stiftung“ voraus. Auf die 
Regelung des § 8 Absatz 2 Satz 2 StiftG sei deswegen laut dem Bundesverband 
Deutscher Stiftungen e. V. zu verzichten.

 Bewertung:
  An der Beibehaltung der bestehenden Regelung wird festgehalten. Die Re-

gelung berücksichtigt in besonderem Maße den Grundsatz der Subsidiarität, 
der Ausfluss der grundrechtlich geschützten Stiftungsautonomie ist, und trägt 
damit dem Grundsatz Rechnung, dass die selbständige Stiftung Grundrechts-
träger mit eigener und vorrangiger Regelungskompetenz ist. Sie steht zudem 
im Einklang mit der Erkenntnis, dass die Anforderungen an die Ausgestaltung 
der Pflicht zur staatlichen Aufsicht über Stiftungen situationsbedingt variieren 
können. Das Interesse und die Verpflichtung des Staates sind für den Fall ein-
geschränkt, dass Stiftungen selbst Vorsorge dafür getroffen haben, dass die Stif-
tungsverwaltung durch ein unabhängiges Kontrollorgan überwacht wird. 

  Die Regelung des § 8 Absatz 2 Satz 2 StiftG hat sich in der Praxis bewährt und 
wird unter sorgfältiger und wiederkehrender Prüfung ihrer Voraussetzungen 
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von den Stiftungsbehörden angewandt. Insbesondere wird durch die Formulie-
rung „wenn und soweit“ sichergestellt, dass die Stiftungsbehörde die Gewähr-
leistung einer ordnungsgemäßen unabhängigen Überwachung durch das Kon-
trollorgan stets im Auge behalten muss, um andernfalls erforderliche Schritte 
einzuleiten. Zudem ist zu berücksichtigen, dass auch bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 8 Absatz 2 Satz 2 StiftG der Stiftungsbehörde die zentralen 
Aufsichtsmittel des Unterrichtungs- und Prüfungsrechts erhalten bleiben sowie 
die Pflicht zur Vorlage der Jahresrechnung (§ 9 StiftG) nicht entfällt. Unklar-
heiten oder gar Streitigkeiten über die Auslegung der Regelung sind zudem aus 
der Praxis nicht bekannt. 

Zu § 9 Absatz 2 StiftG (vgl. Artikel 1 Nummer 7)

–  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. sieht es ferner kritisch, dass 
die Vorgabe aus dem bisherigen § 7 Absatz 3 StiftG, wonach die Stiftung nach 
den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchführung Rechnung zu führen hat, 
im neuen § 9 Absatz 2 Nummer 3 StiftG erhalten bleiben soll. Dazu fehle 
dem Land die Gesetzgebungskompetenz. Der Bund habe die Rechnungslegungs-
pflichten der Stiftungsvorstände mit der Verweisung in § 84a Absatz 1 Satz 1 
BGB n. F. auf das Recht der Geschäftsführung (§§ 664 bis 670 BGB) ab-
schließend im Rahmen seiner Kompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 
GG geregelt. Danach seien Stiftungsvorstände zur Rechnungslegung nach den  
§§ 666, 259 BGB verpflichtet. Da der Landesgesetzgeber lediglich die Rechts-
aufsicht über die Stiftungen habe, nicht aber die Rechte und Pflichten der Or-
ganmitglieder ausgestalten könne, beschränke sich die Regelungskompetenz 
der Länder insoweit auf eine Pflicht zur Vorlage der nach Bundesrecht sowie 
der Stiftungssatzung zu erstellenden Rechnungslegungsunterlagen. Sie umfas-
se aber nicht das Recht zur Konkretisierung von BGB-Rechnungslegungsvor-
gaben oder die Anordnung von darüber hinaus „länderspezifischen“ Buchfüh-
rungspflichten. Deswegen sei die Normierung der Buchführungspflicht in § 9 
Absatz 2 Nummer 3 StiftG zu streichen. 

 Bewertung:
  An der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelung wird festgehalten. Das Land 

besitzt dafür die Gesetzgebungskompetenz. Denn es ist im Hinblick auf die Re-
gelungsmaterie streng zwischen der Rechnungslegungspflicht aus den §§ 666, 
259 Absatz 1 BGB einerseits und dem derzeit in § 7 Absatz 3 StiftG und künf-
tig in § 9 Absatz 2 Nummer 3 StiftG normierten Grundsatz der ordnungsge-
mäßen Buchführung andererseits zu unterscheiden. 

  So handelt es sich bei der Rechnungslegungspflicht aus den §§ 666, 259 Ab-
satz 1 BGB um eine zivilrechtliche Pflicht des Stiftungsvorstands gegenüber 
der Stiftung, die dem Stiftungszivilrecht zuzuordnen ist. Bei der derzeit in  
§ 7 Absatz 3 StiftG und künftig in § 9 Absatz 2 Nummer 3 StiftG geregelten 
Pflicht zur ordnungsgemäßen Buchführung handelt es sich hingegen um eine 
öffentlich-rechtliche Rechnungslegungspflicht der Stiftung gegenüber der Stif-
tungsbehörde, die insbesondere der Erstellung einer ordnungsgemäßen Jahres-
rechnung und damit der Stiftungsaufsicht dient. Diese Pflicht ist infolgedessen 
nicht dem Stiftungszivilrecht, sondern den Normen zur Rechtsaufsicht über die 
Stiftungen zuzuordnen und unterfällt damit nicht der Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. Für die öffentlich-rechtlichen 
Normen zur Rechtsaufsicht über die Stiftungen besitzt das Land die Gesetzge-
bungskompetenz. Durch die Beibehaltung der derzeit in § 7 Absatz 3 StiftG und 
künftig in § 9 Absatz 2 Nummer 3 StiftG geregelten Pflicht zur ordnungsgemä-
ßen Buchführung bleibt die öffentlich-rechtliche Rechnungslegungspflicht der 
Stiftungen gegenüber den Stiftungsbehörden somit ohne inhaltliche Änderun-
gen bestehen. 

Zu § 9 Absatz 3 StiftG

–  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. bemängelt darüber hinaus, dass 
die bestehende Regelung des § 9 Absatz 3 StiftG unverändert bleibe und die 
Stiftungsbehörde wie bisher die Verwaltung der Stiftung auf Kosten der Stif-
tung prüfen oder prüfen lassen könne, ohne dass dafür ein wichtiger Grund not-
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wendig wäre. Der Verband äußert die Befürchtung, dass die Stiftungsbehörden 
zunehmend großzügig von dieser Anordnungsmöglichkeit Gebrauch machen 
und z. B. mangels eigener Kapazitäten statt der Vorlage einer Jahresrechnung 
die Vorlage eines Prüfberichts eines Wirtschaftsprüfers verlangen könnten. Da 
die Prüfung grundsätzlich ureigene Aufgabe der Stiftungsbehörde sei, solle 
deswegen § 9 Absatz 3 StiftG dahingehend erweitert werden, dass eine Prüfung 
der Stiftung auf Kosten der Stiftung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
möglich ist. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollten dann die Vorausset-
zungen für Fälle der Anordnung einer Prüfung weiter konkretisiert werden, 
wobei mangelnde eigene Kapazitäten jedenfalls keinen entsprechenden Grund 
darstellen dürften. Vielmehr liege die Entscheidung im Ermessen der Stiftungs-
behörde und sei am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auszurichten. In der Re-
gel werde für kleine Stiftungen eine ohne Anlass vorgesehene Anordnung einer 
externen Prüfung nicht ermessensgerecht sein. 

 Bewertung:
  Die bereits seit Inkrafttreten des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg im 

Jahr 1977 bestehende Regelung wird nicht geändert. Sie hat sich in der Pra-
xis bewährt. Die Regelung wird seit jeher richtigerweise restriktiv angewandt. 
Denn die Stiftungsbehörden sind bei der Ausführung der Rechtsaufsicht streng 
an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden. Von mehreren möglichen 
Aufsichtsmitteln ist danach stets das mildeste einzusetzen. Da es sich bei der 
Prüfung nach § 9 Absatz 3 StiftG grundsätzlich um eine überaus belastende 
Aufsichtsmaßnahme handelt, wurde und wird sie von den Stiftungsbehörden 
in der Praxis nur in begründeten Einzelfällen angewandt. Eine anlasslose An-
wendung des § 9 Absatz 3 StiftG verbietet somit bereits der von der Stiftungs-
aufsicht zu beachtende und einzuhaltende Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Es 
besteht somit kein Bedürfnis, die Regelung zu ändern.

Zu § 11 Absatz 2 StiftG (vgl. Artikel 1 Nummer 8)

–  Die vier angehörten Kirchen bitten um Prüfung, ob im Gesetzentwurf klar-
gestellt werden sollte, dass die neue Regelung des § 11 Absatz 2 Satz 2 StiftG 
gemäß § 23 StiftG im Wege der Vollstreckungshilfe nach § 4 Absatz 3 des Lan-
desverwaltungsvollstreckungsgesetzes (über Artikel 27 Absatz 5 des Evange-
lischen Kirchenvertrags Baden-Württemberg beziehungsweise unter Wahrung 
des religionsrechtlichen Paritätsgrundsatzes) auf die kirchliche Stiftungsauf-
sicht anwendbar ist oder nicht.

 Bewertung:
  Eine entsprechende Klarstellung im Gesetzentwurf wird nicht für erforderlich 

gehalten. § 23 StiftG ordnet bereits eindeutig an, dass die Vorschriften des Stif-
tungsgesetzes für Baden-Württemberg – und somit künftig auch der neue § 11 
Absatz 2 Satz 2 StiftG – auf kirchliche Stiftungen Anwendung finden, soweit 
in den §§ 24 ff. StiftG nichts anderes bestimmt ist (subsidiäre Geltung). Gemäß 
§ 25 Absatz 1 StiftG wiederum gelten für die Beaufsichtigung kirchlicher Stif-
tungen die von der Religionsgemeinschaft erlassenen Vorschriften. Nur sofern 
solche nicht erlassen sind, gelten demgemäß die entsprechenden Vorschriften 
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg zur Aufsicht. Demzufolge hängt 
die Frage der Anwendbarkeit von § 11 Absatz 2 Satz 2 StiftG (als Vorschrift der 
Beaufsichtigung beziehungsweise Aufsicht) von den Vorschriften der konkre-
ten Religionsgemeinschaft ab. 

Zu § 13 StiftG (vgl. Artikel 1 Nummer 10)

–  Sowohl der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. als auch der Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft e. V sehen die bestehende und nun 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf geänderte Norm des § 13 StiftG – die-
se schreibt für bestimmte Rechtsgeschäfte der Stiftungen eine Anzeigepflicht 
gegenüber der Stiftungsbehörde vor – kritisch. 

  Laut Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. griffen die Anzeigepflich-
ten, anders als Genehmigungsvorbehalte, zwar nicht unmittelbar in die aus-
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schließlich den Stiftungsorganen zugewiesene zivilrechtliche Verantwortung 
für Rechtsgeschäfte ein, sondern gewährten der Stiftungsbehörde zunächst 
erst einmal die Möglichkeit der Kenntnisnahme durch Unterrichtung. Sie bö-
ten aber einen Beanstandungsvorbehalt mit der Folge, dass beanstandete Be-
schlüsse oder Maßnahmen nicht vollzogen werden dürften. Im Bundesrecht 
seien keine anzeigepflichtigen Handlungen vorgesehen, jenes belasse es bei 
der behördlichen Genehmigung bestimmter Beschlüsse wie Satzungsänderun-
gen, Zulegung, Zusammenlegung und Auflösung. Es erscheine daher zweifel-
haft, ob die Länder nach der Neufassung der §§ 80 ff. BGB noch dazu befugt 
seien, einzelne Rechtsgeschäfte einem Anzeigeerfordernis zu unterwerfen, da 
die der Aufsicht unterliegenden Maßnahmen der Stiftungsorgane abschließend 
im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt seien. Da die Beibehaltung von Anzeige-
pflichten zudem die uneinheitliche Rechtslage in den einzelnen Ländern noch 
verstärke, solle auf diese insgesamt verzichtet werden. 

  Auch der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V. regt insbeson-
dere im Hinblick auf die Harmonisierung der Landesstiftungsgesetze eine 
Streichung an. Anzeigepflichten verzögerten lediglich die Rechtsgeschäfte. Zu-
dem bestehe häufig die Rechtsunsicherheit im Rechtsverkehr in Bezug auf die 
Rechtsfolgen der Missachtung der Pflicht. Auch sähen die Landesstiftungsge-
setze überwiegend keine Anzeigepflichten mehr vor. Baden-Württemberg be-
schreite damit einen Sonderweg. 

 Bewertung:
  An der Regelung des § 13 StiftG wird festgehalten. Die Norm ist eindeutig dem 

Stiftungsaufsichtsrecht und nicht dem Stiftungszivilrecht zuzuordnen, sodass 
das Land weiterhin die entsprechende Gesetzgebungskompetenz besitzt. Zu-
dem ist aus der Praxis der Stiftungsbehörden nicht bekannt, dass es im Hin-
blick auf die Anwendung der Norm zu Rechtsunsicherheiten oder zu Nach-
teilen für die Stiftungen im geschäftlichen Verkehr gekommen ist. Vielmehr 
hat sich die Norm bewährt. Sie hat eine sinnvolle und wichtige Schutzfunktion 
für die einzelne Stiftung, da durch sie wirksam verhütet werden kann, dass 
die Stiftungsorgane mit dem Stiftungszweck unvereinbare, leichtfertige oder 
riskante Rechtsgeschäfte tätigen, die Bestand und Zweckerfüllung der Stiftung 
gefährden. 

Zu § 31 StiftG (vgl. Artikel 1 Nummer 17)

–  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. kritisiert, dass der durch den 
Gesetzentwurf angepasste § 31 StiftG unverändert Sonderregelungen zu kom-
munalen Stiftungen vorsehe. Auf die Sonderregelungen solle laut Verband 
künftig verzichtet werden. Kommunale Stiftungen, die als Stiftungen des bür-
gerlichen Rechts errichtet werden und kommunale Aufgaben erfüllen und von 
Kommunen verwaltet werden, unterfielen den §§ 80 bis 88 BGB und unterstün-
den der Aufsicht durch die Stiftungsbehörden. Dafür seien keine besonderen 
Regelungen notwendig. Die Rechtsverhältnisse kommunaler Stiftungen seien 
im Übrigen durch ihre Einbindung in die Regelungen zur öffentlichen Verwal-
tung, genauer des Kommunalrechts, geprägt. Dort sollten die entsprechenden 
Regelungen laut Verband verortet werden. 

 Bewertung:
  An § 31 StiftG als Sonderregelung zu den kommunalen Stiftungen im Stif-

tungsgesetz für Baden-Württemberg wird festgehalten. Die Bestimmung hat 
den Zweck, die im Stiftungsrecht übliche und sinnvolle Verflechtung zwischen 
dem Stiftungsrecht und dem Kommunalrecht herzustellen. Diese ist notwen-
dig, um die problemlose und praxisnahe Verwaltung der kommunalen Stiftung 
durch die Kommune zu ermöglichen. Die Verortung im Stiftungsgesetz für 
Baden-Württemberg ist im Hinblick auf die Rechtsklarheit und die Rechtsan-
wenderfreundlichkeit zweckmäßig, da somit sämtliche Arten von rechtsfähigen 
Stiftungen zentralisiert in einem Gesetz im Gesamtüberblick zu finden sind. 
Diese jahrzehntelang bewährte Gesetzesstruktur soll beibehalten werden.
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Weitere Anregungen und Anmerkungen 

–  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. merkt ferner an, dass er sich 
insgesamt eine größere Harmonisierung zwischen den neuen Landesstiftungs-
gesetzen gewünscht hätte. Trotz Beachtung einzelner landesspezifischer Beson-
derheiten hätte es durchaus die Möglichkeit gegeben, dass sich die Länder auf 
einheitliche Eckpunkte einigen und, als Gegengewicht zu den auf Bundesebene 
stark angewachsenen Regelungen, die Vorschriften zur Stiftungsaufsicht durch 
einheitliche, einfache und leicht verständliche Regelungen deutlich reduzieren.

 Bewertung:
  Die Länder waren im Rahmen der Erarbeitung der jeweiligen Änderungen ihrer 

Landesstiftungsgesetze in einem regen und fruchtbaren Austausch. Im Hinblick 
auf die historisch gewachsenen landesspezifischen Eigenheiten und Strukturen 
im Stiftungswesen ist eine gänzliche bundeseinheitliche Harmonisierung der 
Landesstiftungsgesetze jedoch weder sinnvoll noch umsetzbar gewesen.

–  Zudem fordert der Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V., dass das Ver-
waltungshandeln der Stiftungsbehörde für sämtliche Amtshandlungen be-
schleunigt wird. Derzeit seien die Bearbeitungszeiten bei Gründung wie auch 
Verfahren zur Genehmigung von Satzungsänderungen teilweise unzumutbar 
lang und erschwerten die Stiftungstätigkeit. In diesem Zusammenhang seien 
die Festlegung von Reaktionszeiten einschließlich einer maximalen Zeit zur 
Bescheidung von drei Monaten notwendig. Eine Genehmigungsfiktion würde 
beschleunigend helfen können. Der Verband plädiert ferner nachdrücklich für 
die Aufnahme einer Soll-Vorschrift zur Behandlung von informellen Anfragen, 
um den Charakter der Stiftungsbehörde als Teil einer modernen Verwaltung zu 
unterstreichen.

 Bewertung:
  Die gesetzliche Festlegung von Bearbeitungsfristen für die Stiftungsbehörden 

erscheint weder zielführend noch notwendig. Die Stiftungsbehörden sind im 
Rahmen ihrer Arbeit mit unterschiedlichen und teilweise komplexen Stiftungs-
strukturen sowie mit nicht steuerbaren Reaktionszeiten Dritter konfrontiert. 
Dies erfordert vom Einzelfall abhängige Bearbeitungszeiten. Zudem enthält 
das geltende allgemeine Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrecht 
bereits Vorschriften, die eine Begrenzung der Verwaltungsverfahrensdauer be-
zwecken (z. B. § 10 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes, § 75 der Ver-
waltungsgerichtsordnung). Im Übrigen sind in der Praxis der Stiftungsbehör-
den in Baden-Württemberg keine unverhältnismäßig langen Verfahrensdauern 
festzustellen. Eine Genehmigungsfiktion ist demzufolge und im Hinblick auf 
die essentielle Bedeutung der stiftungsrechtlichen Prüfungen der Stiftungsbe-
hörde abzulehnen. Ebenso sind Soll-Vorschriften zur Behandlung von infor-
mellen Anfragen nicht notwendig, weil sich die Stiftungsbehörden in Baden-
Württemberg ihrer Beratungsfunktion bewusst sind und diese entsprechend 
ausüben. 

–  Darüber hinaus sollte laut dem Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. eine 
Verbesserung der Klagerechte berechtigter Dritter in Betracht gezogen werden, 
die die Möglichkeit erhalten sollten, zivilrechtlich die Unrechtmäßigkeit von 
Entscheidungen der Stiftungsorgane in Ansehung des Stifterwillens feststellen 
lassen zu können. Eine Konkretisierung des berechtigten Personenkreises sei 
erforderlich.

 Bewertung:
  Die angeregten zivilrechtlichen Klagerechte sind dem Bereich des Zivil(pro-

zess)rechts zuzuordnen und unterfallen damit der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. Da der Bund in die-
sem Bereich abschließende Regelungen getroffen hat, bestehen für das Land 
mangels Gesetzgebungskompetenz von vorneherein keine Handlungsmöglich-
keiten.
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B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 – Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg

Zu Nummer 1 (§ 1)

Es erfolgt eine klarstellende Präzisierung der Vorschrift. Die Vorschrift wird hin-
sichtlich des Sitzes der Stiftung dahingehend präzisiert, dass nun ausdrücklich 
auf den Sitz der Stiftung laut Satzung Bezug genommen wird. Dabei handelt 
es sich um den Rechtssitz der Stiftung. Dieser bestimmt sich nach der Satzung  
(vgl. § 81 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c BGB n. F.) und gehört zu ihrem Min-
destinhalt. Eine Änderung des Rechtssitzes bedarf damit einer Satzungsänderung. 
Der Rechtssitz ist grundsätzlich maßgeblich für die Bestimmung der Zuständig-
keit der Stiftungsbehörde.
Vom Rechtssitz ist der Verwaltungssitz der Stiftung zu differenzieren. Dieser be-
stimmt sich nach dem Sitz der tatsächlichen Verwaltung der Stiftung, d. h. nach 
dem Ort der tatsächlichen Geschäftsführung beziehungsweise dem Sitz der Ge-
schäftsleitung einer Stiftung. Der Verwaltungssitz ist maßgeblich für die Bestim-
mung der örtlichen Zuständigkeit des Finanzamts, § 20 Absatz 1 der Abgaben-
ordnung. 
Rechts- und Verwaltungssitz können auseinanderfallen. Die Verwaltung der Stif-
tung muss nach allgemeiner Auffassung nicht unbedingt am Rechtssitz geführt 
werden. Aufgrund des Bestehens dieser Möglichkeit des Auseinanderfallens von 
Rechts- und Verwaltungssitz soll klargestellt werden, dass sich der Geltungsbe-
reich des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg nach dem Sitz der Stiftung 
laut Satzung und damit nach dem Rechtssitz bemisst. Eine Klarstellung ist zudem 
im Hinblick auf § 83a BGB n. F. angezeigt, da hier nunmehr erstmals auch im 
Bürgerlichen Gesetzbuch die Begrifflichkeit des Verwaltungssitzes der Stiftung 
eingeführt wird. Mit der Einfügung des Bezugs auf den Rechtssitz und dem künf-
tig klaren Wortlaut der vorliegenden Vorschrift sollen Missverständnisse vermie-
den werden.

Zu Nummer 2 (§ 2)

Die Regelung ist aufzuheben. Mit § 83 Absatz 2 BGB n. F. hat der Bund nun erst-
mals eine ausdrückliche gesetzliche Regelung zur Bedeutung des Stifterwillens 
normiert. Danach haben die Stiftungsorgane bei ihrer Tätigkeit für die Stiftung 
und die Stiftungsbehörden bei der Aufsicht über die Stiftung den bei der Errich-
tung der Stiftung zum Ausdruck gekommenen Willen, hilfsweise den mutmaß-
lichen Willen des Stifters zu beachten. Die Regelung entspricht somit inhaltlich 
der vorliegenden Landesregelung. Aufgrund der abschließenden Bundesregelung 
hat das Land, was die Stiftungen des bürgerlichen Rechts anbetrifft, für die vor-
liegende Landesregelung keine Gesetzgebungskompetenz mehr. 
Da sich die vorliegende Landesregelung im Ersten Teil des Stiftungsgesetzes für 
Baden-Württemberg (Allgemeine Bestimmungen) befindet und sie damit auch für 
die Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt, § 83 Absatz 2 BGB n. F. jedoch nur 
für Stiftungen des bürgerlichen Rechts, würde infolge der Aufhebung für Stif-
tungen des öffentlichen Rechts eine Regelung zur Bedeutung des Stifterwillens 
nicht mehr bestehen. Da eine solche jedoch weiterhin sachgemäß ist, ist in § 19 
StiftG künftig eine entsprechende Anwendung von § 83 Absatz 2 BGB n. F. auf 
Stiftungen des öffentlichen Rechts zu normieren (vgl. Artikel 1 Nummer 13 der 
Einzelbegründung). 

Zu Nummer 3 (§ 4)

Es erfolgt eine klarstellende Präzisierung der Vorschrift. Die Vorschrift wird hin-
sichtlich des Sitzes der Stiftung dahingehend präzisiert, dass nun ausdrücklich auf 
den Sitz der Stiftung laut Satzung Bezug genommen wird (vgl. Artikel 1 Nummer 1 
der Einzelbegründung).
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Zu Nummer 4 (§ 5)

Die Vorschrift wird neu gefasst. Bislang regelt die Vorschrift lediglich die Zustän-
digkeit der Stiftungsbehörde für die Anerkennung einer Stiftung des bürgerlichen 
Rechts.
Die Vorschrift wird nun als neue allgemeine zentrale Regelung der Zuständig-
keit der Stiftungsbehörde für sämtliche in den §§ 80 bis 88 BGB n. F. normier-
te behördliche Maßnahmen beziehungsweise Vorgänge betreffend Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts – z. B. Anerkennung einer Stiftung, Genehmigung von Sat-
zungsänderungen oder Aufhebung einer Stiftung – neu gefasst. Sie ist notwendig, 
da die §§ 80 ff. BGB n. F. in zahlreichen Normen hinsichtlich der Zuständigkeit 
auf die „zuständige Behörde des Landes“ beziehungsweise „nach Landesrecht zu-
ständige Behörde“, also auf Landesrecht verweisen. Die Regelungen der behörd-
lichen Zuständigkeit sind somit zwingend durch Landesrecht zu treffen. 
§ 5 StiftG stellt damit künftig die allgemeine zentrale Zuständigkeitsnorm hin-
sichtlich aller in den §§ 80 ff. BGB n. F. normierten Maßnahmen beziehungsweise 
Vorgänge betreffend Stiftungen des bürgerlichen Rechts, bei denen auf die nach 
Landesrecht zuständige Behörde verwiesen wird, dar. Nach derzeitiger Rechts-
lage sind die entsprechenden landesrechtlichen Zuständigkeitsregelungen verteilt 
in mehreren Vorschriften inzident verortet und zwar in § 6 (Satzungsänderungen),  
§ 12 Absatz 1 Satz 2 (Bestellung von fehlenden Mitgliedern eines Stiftungsor-
gans) und § 14 StiftG (Zweckänderung, Zusammenlegung sowie Aufhebung von 
Stiftungen). Diese Vorschriften werden aufgrund der abschließenden neuen BGB-
Regelungen für das Stiftungszivilrecht im Rahmen der vorliegenden Gesetzes-
änderung insgesamt aufgehoben. Demgemäß entfallen aufgrund der Aufhebung 
der Vorschriften auch die Zuständigkeitszuweisungen zur Stiftungsbehörde. Jene 
erfolgt nun anstatt dessen zentral im neugefassten § 5 StiftG. Diese allgemeine 
zentrale Zuständigkeitsnorm dient insbesondere der Übersichtlichkeit. Lediglich 
bezüglich der Zuständigkeiten für die Rechtsaufsicht sowie der Zuständigkeiten 
betreffend die Stiftungen des öffentlichen Rechts, die kirchlichen Stiftungen und 
die kommunalen Stiftungen finden sich künftig dann noch weitere Zuständigkeits-
regelungen im Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg.
Zusätzlich erfolgt in § 5 StiftG künftig auch die in Folge des neuen § 356 Absatz 3 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) notwendige Zuständigkeitszuweisung 
zur Stiftungsbehörde (vgl. Artikel 6 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Stif-
tungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom 16. Juli 2021, 
BGBl. I, S. 2947; § 356 Absatz 3 FamFG regelt künftig die Mitteilungspflicht des 
Nachlassgerichts über Stiftungsgeschäfte in letztwilligen Verfügungen gegenüber 
den zuständigen Behörden des Landes).
Die Überschrift der Vorschrift wird entsprechend angepasst.

Zu Nummer 5 (§ 6)

Die Regelung wird aufgehoben. Die §§ 85 BGB und 85a BGB n. F. regeln für 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts nunmehr die Voraussetzungen und das Verfah-
ren für Satzungsänderungen – wozu auch die Änderung des Stiftungszwecks ge-
hört – durch die Stiftungsorgane und die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
bundesrechtlich abschließend. Für § 6 StiftG, der bislang Satzungsänderungen bei 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts regelt, hat das Land aufgrund der abschließen-
den Bundesregelungen keine Gesetzgebungskompetenz mehr.

Zu Nummer 6 (§ 7)

Die Vorschrift wird neu gefasst. Mit den §§ 83b und 83c BGB n. F. hat der Bund 
nun grundlegende Regelungen zum Stiftungsvermögen und zu dessen Verwaltung 
getroffen. 
Die entsprechenden landesrechtlichen Regelungen des bisherigen § 7 Absatz 1 
und Absatz 2 StiftG werden deswegen aufgehoben. Allerdings ermöglicht der 
Bund den Ländern mittels § 83c Absatz 3 BGB n. F., dass die in einigen Landes-
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stiftungsgesetzen vorgesehenen Vorschriften, die die zuständigen Behörden er-
mächtigen, zeitlich begrenzte Ausnahmen vom Gebot der Erhaltung des Grund-
stockvermögens zuzulassen, beibehalten werden können. Der überwiegende Teil 
der Länder, darunter auch Baden-Württemberg (§ 7 Absatz 2 Satz 1 Alternative 2 
StiftG), hat derzeit eine derartige Regelung in ihren Landesstiftungsgesetzen. 
Von der Öffnungsklausel des § 83c Absatz 3 BGB n. F. soll Gebrauch gemacht 
werden. Die bestehende Ausnahmeregelung des § 7 Absatz 2 Satz 1 Alternative 2 
StiftG – die eine Ausnahme vom Gebot der Erhaltung des Grundstockvermögens 
zulässt, wenn der Stifterwille nicht anders zu verwirklichen ist und der Bestand 
der Stiftung für eine angemessene Zeit gewährleistet ist – wird in der Praxis der 
Stiftungsbehörden bisweilen angewendet und hat sich bewährt. Die Regelung bie-
tet den Stiftungsbehörden und den Stiftungen eine gewisse Flexibilität, da sie 
in kritischen finanziellen Situationen als zeitweise Lösung heranzogen werden 
kann und dadurch gegebenenfalls die Anwendung einschneidender Maßnahmen 
(wie z. B. die Zweckänderung, Zu-/Zusammenlegung oder Aufhebung) verhindert 
werden kann. Allerdings gibt § 83c Absatz 3 BGB n. F. die inhaltlichen Voraus-
setzungen der Ausnahmeregelung im Landesgesetz vor: Die Ausnahme kann auf 
Antrag einer Stiftung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde für einen 
bestimmten Teil des Grundstockvermögens zugelassen werden, wenn sie zeitlich 
begrenzt ist und durch sie die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungs-
zwecks nicht beeinträchtigt wird. § 7 StiftG wird deswegen an den Sinngehalt des 
§ 83c Absatz 3 BGB n. F. angepasst und dementsprechend neu gefasst. 
Der Regelungsgehalt des bisherigen § 7 Absatz 3 StiftG, der Stiftungen des bür-
gerlichen Rechts die Pflicht ordnungsgemäßer Buchführung auferlegt und damit 
Vorgaben für die nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 StiftG der Stiftungsbehörde vorzu-
legende Jahresrechnung macht, wird aufgrund des Sachzusammenhangs zu dieser 
aufsichtsrechtlichen Norm künftig dort verortet. 
Die Überschrift der Vorschrift wird entsprechend angepasst.

Zu Nummer 7 (§ 9)

In § 9 StiftG wird ein neuer Absatz 4 eingefügt. Die Vorschrift sieht vor, dass die 
Stiftungsbehörden unter gewissen Voraussetzungen von einer Prüfung der Jahres-
rechnung absehen sollen. Ein Absehen von der Prüfung soll erfolgen, sofern drei 
Voraussetzungen kumulativ vorliegen: Die Jahresrechnung wurde durch verwal-
tungseigene Stellen der staatlichen Rechnungsprüfung, einen Prüfungsverband, 
einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buchprüfer geprüft; die Prüfung 
hat sich auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens sowie die satzungsge-
mäße Verwendung der Stiftungsmittel erstreckt und der entsprechende Prüfungs-
bericht wurde der Stiftungsbehörde vorgelegt.
Diese insbesondere der Reduzierung vermeidbaren Verwaltungsaufwands dienende 
Regelung ist bereits seit längerem in den meisten Landesstiftungsgesetzen in ver-
gleichbarer Form vorhanden und hat sich dort bewährt. Ihre Einführung dient 
somit auch der Rechtseinheitlichkeit.
Die Regelung steht im Einklang mit der grundsätzlichen Erkenntnis, dass die An-
forderungen an die Ausgestaltung der Pflicht zur staatlichen Aufsicht über Stiftun-
gen situationsbedingt variieren können. Eine Relativierung der staatlichen Aufsicht 
über Stiftungen wird insbesondere in den Konstellationen angenommen, in denen 
stiftungsinterne Kontroll- und Überwachungsfunktionen vorhanden sind. Ausfluss 
dieses Gedankens ist nicht zuletzt die Vorschrift des § 8 Absatz 2 Satz 2 StiftG, 
wonach bestimmte Aufsichtsmaßnahmen und Anzeigepflichten für die Stiftung 
entfallen, wenn und solange eine ordnungsgemäße Überwachung der Verwaltung 
durch ein in der Stiftungssatzung vorgesehenes unabhängiges Kontrollorgan ge-
währleistet erscheint. Die neue Vorschrift des § 9 Absatz 4 StiftG knüpft ebenfalls 
an diesen grundsätzlichen Gedanken an.
Sofern die im neuen § 9 Absatz 4 Satz 1 und 2 StiftG genannten drei Voraus-
setzungen erfüllt sind, soll nach Satz 3 von einer zusätzlichen Prüfung durch die 
staatliche Stiftungsbehörde abgesehen werden. Dabei wird berücksichtigt, dass 
insbesondere im Bereich der Rechnungslegung staatliche Rechnungsprüfungs-
ämter, Prüfungsverbände, Wirtschaftsprüfer oder vereidigte Buchprüfer über eine 
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Expertise verfügen, wie sie bei den Stiftungsbehörden selbst kaum höher sein 
kann. Insofern ist nicht ersichtlich, dass in den von Absatz 4 erfassten Fällen die 
Prüfung der Jahresrechnung durch die Stiftungsbehörde ein Mehr an Schutz für 
die Stiftung gewährleisten kann. Das Absehen von einer nochmaligen Prüfung 
der Jahresrechnung trägt vielmehr zur Entlastung der Stiftungsbehörden bei und 
leistet einen Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung.
Durch die gewählte Formulierung von Absatz 4 Satz 3 („soll“) ist es der Stif-
tungsbehörde außerdem unbenommen, in notwendigen Einzelfällen eine eigene 
ergänzende Rechnungsprüfung durchzuführen, beispielsweise wenn ihr Hinweise 
vorliegen, dass die Rechnungsprüfung fehler- oder mangelhaft war. Die aufsichts-
rechtlichen Befugnisse der Stiftungsbehörde bleiben demnach unverändert.
Ferner wird die derzeit in § 7 Absatz 3 StiftG geregelte Pflicht zur ordnungs-
gemäßen Buchführung wegen des Sachzusammenhangs künftig in § 9 Absatz 2 
Nummer 3 StiftG normiert (vgl. Artikel 1 Nummer 6 der Einzelbegründung). Mit 
den dortigen „Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung“ sind nicht die im 
Handelsverkehr geltenden Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung gemeint, 
wie sie teils im Handelsgesetzbuch kodifiziert, teils durch die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs konkretisiert werden (s. Bruns, Stiftungsgesetz für Baden-
Württemberg, Auflage 2008, § 7, Rn. 3), sondern allgemeine Anforderungen an 
eine ordnungsgemäße Rechnungslegung (insbesondere Richtigkeit, Klarheit, 
Vollständigkeit), wie sie auch § 259 Absatz 1 BGB zugrunde liegen. Eine inhalt-
liche Änderung der Pflicht ist damit nicht verbunden. 
In § 9 Absatz 2 Nummer 2 erfolgt eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 8 (§ 11)

In § 11 Absatz 2 StiftG, der die stiftungsrechtliche Ersatzvornahme als Rechtsauf-
sichtsmittel der Stiftungsbehörde regelt, erfolgt eine Klarstellung. 
Es wird klargestellt, dass die stiftungsrechtlichen Rechtsaufsichtsmittel nicht ab-
schließend sind und somit der Stiftungsbehörde im Rahmen der Rechtsaufsicht 
ein Rückgriff auf die Zwangsmittel nach dem Landesverwaltungsvollstreckungs-
gesetz, einschließlich des Zwangsgelds, möglich ist. Die Klarstellung ist notwen-
dig, da die Anwendung der Zwangsmittel des allgemeinen Vollstreckungsrechts 
teilweise für unzulässig gehalten wurde, weil die aufsichtsrechtlichen Normen 
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg als abschließende Normen verstan-
den wurden, die für die Anwendung weiterer Zwangsmittel keinen Raum ließen. 
Dieser Auffassung kann jedoch richtigerweise nicht gefolgt werden. Denn die stif-
tungsrechtlichen Rechtsaufsichtsmittel, wozu auch die stiftungsrechtliche Ersatz-
vornahme in § 11 Absatz 2 StiftG gehört, stellen der Stiftungsaufsicht zusätzliche, 
im allgemeinen Vollstreckungsrecht so nicht enthaltene Instrumente mit eigenem 
Rechtscharakter zur Verfügung. So regelt § 11 Absatz 2 StiftG nicht die Ersatz-
vornahme des allgemeinen Verwaltungsvollstreckungsrechts, sondern ein damit 
verwandtes, aber eigenständiges Rechtsinstitut. Die Anwendung der Zwangsmit-
tel nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz soll somit zugunsten einer 
effektiven Rechtsaufsicht gerade nicht ausgeschlossen werden. Denn vor allem 
im Hinblick auf die Durchsetzung der für eine ordnungsgemäße Stiftungsaufsicht 
essentiellen Auskunfts- und Vorlagepflichten (z. B. Vorlage der Jahresrechnung), 
welche gerade nicht im Wege der Ersatzvornahme durchgesetzt werden können, 
ist es notwendig, der Stiftungsbehörde die allgemeinen Befugnisse der Zwangs-
vollstreckung zur Verfügung zu stellen. So ist die Festsetzung eines Zwangsgelds 
zur Erfüllung dieser Auskunfts- und Vorlagepflichten ein geeignetes und im Hin-
blick auf die Stiftungsautonomie im Vergleich zu anderen Rechtsaufsichtsmitteln 
auch milderes Mittel, um die gesetzlichen und satzungsmäßigen Verpflichtungen 
der Stiftung sicherzustellen, und daher unverzichtbar. Es ist deshalb sachgerecht 
und wird klargestellt, dass der Stiftungsbehörde die allgemeinen Befugnisse des 
Landesverwaltungsvollstreckungsrechts zur Verfügung stehen. 

Zu Nummer 9 (§ 12)

Absatz 1 Satz 2, der die Neubestellung von fehlenden Mitgliedern von Stiftungs-
organen regelt, ist aufzuheben und wird neu gefasst. Denn der Bund regelt nun in 
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§ 84c BGB n. F. abschließend die Notmaßnahmen im Fall fehlender Vorstands-
mitglieder und Mitglieder anderer Stiftungsorgane, wozu gemäß § 84c Absatz 1 
Satz 2 BGB n. F. auch die befristete erforderliche Bestellung von Organmitglie-
dern gehört. Aufgrund der abschließenden Bundesregelung des § 84c BGB n. F. 
hat das Land für die bestehende Vorschrift des § 12 Absatz 1 Satz 2 StiftG künftig 
keine Gesetzgebungskompetenz mehr.
Somit erfolgt zwar die Abberufung eines Mitglieds eines Stiftungsorgans durch 
die Stiftungsbehörde aus wichtigem Grund – als Maßnahme der Rechtsaufsicht – 
künftig weiterhin auf Grundlage von § 12 Absatz 1 Satz 1 StiftG. Die Bestellung 
fehlender Mitglieder von Stiftungsorganen ist jedoch anstatt auf den aufzuheben-
den § 12 Absatz 1 Satz 2 StiftG künftig auf die Regelung des § 84c Absatz 1 BGB 
n. F. zu stützen. Die Bundesregelung soll wie die Regelung des bisherigen § 12 
Absatz 1 Satz 2 StiftG dazu dienen, die Handlungsfähigkeit eines Stiftungsorgans 
wiederherzustellen beziehungsweise zu gewährleisten. Allerdings ermöglicht sie 
nur noch eine befristete Bestellung fehlender Mitglieder von Stiftungsorganen 
und nicht wie bislang eine unbefristete Bestellung. Da zwischen § 12 Absatz 1 
Satz 1 StiftG und § 84c BGB n. F. ein Regelungszusammenhang besteht, wird 
zugunsten der Rechtsklarheit und Anwenderfreundlichkeit in einem neuen § 12 
Absatz 1 Satz 2 StiftG auf die Befugnis der Stiftungsbehörde nach § 84c BGB n. F. 
hingewiesen. 

Zu Nummer 10 (§ 13)

In Absatz 2 erfolgt eine Anpassung der Definition der Familienstiftung. Die Rege-
lung nimmt nach jetziger Rechtslage nur Stiftungen, die ausschließlich dem Wohl 
einer oder mehrerer Familien dienen (sogenannte Familienstiftungen), von der 
nach Absatz 1 gegenüber der Stiftungsbehörde für bestimmte Rechtsgeschäfte be-
stehenden Anzeigepflicht aus. Künftig soll sie auch Stiftungen erfassen, die über-
wiegend dem Wohl einer oder mehrerer Familien dienen.
Diese Anpassung ist sinnvoll, da in der Praxis inzwischen bei einer gewissen 
Anzahl an Familienstiftungen neben der Familienbegünstigung auch noch weite-
re untergeordnete Zwecke, die nicht der Familienbegünstigung zuzuordnen sind, 
verfolgt werden. Die Verfolgung solcher Nebenzwecke soll das Vorliegen der Vo-
raussetzungen der Ausnahmeregelung des Absatz 2 nicht ausschließen. Eine ent-
sprechende Definition der Familienstiftung ist bereits in verschiedenen Landes-
stiftungsgesetzen zu finden. 
In Absatz 1 Nummer 3 erfolgt ferner eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 11 (§ 14)

§ 14 StiftG wird aufgehoben. Die Vorschrift regelt bislang für die Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts die Maßnahmen der Änderung des Stiftungszwecks, der Zu-
sammenlegung und der Aufhebung von Stiftungen. Sie ergänzt die bisherige Re-
gelung des § 87 BGB, die derzeit die materiellen Voraussetzungen für die genann-
ten Maßnahmen normiert, im Hinblick auf die Bestimmung der für die Maßnah-
men zuständigen Behörde aber auch in materieller Hinsicht.
Die Aufhebung von § 14 Absatz 2 und 3 StiftG ist erforderlich, da der Bund die 
genannten Maßnahmen künftig in verschiedenen Vorschriften (§§ 85, 85a, 86 bis 
86h, 87 bis 87c BGB n. F.) abschließend regelt und das Land somit keine Gesetz-
gebungskompetenz mehr dafür hat: 
Mit §§ 85 und 85a BGB n. F. regelt er nun abschließend die Voraussetzungen 
und das Verfahren für Satzungsänderungen – zu denen auch die Änderung des 
Stiftungszwecks gehört – durch die Stiftungsorgane und die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden. Zweckänderungen erfolgen im Anwendungsbereich des 
StiftG. § 85 BGB n. F. ersetzt nun inhaltlich insbesondere auch den bisherigen  
§ 87 BGB, soweit dieser die Änderung des Stiftungszwecks regelt. § 85 BGB n. F. 
unterscheidet zwischen drei Gruppen von Satzungsänderungen (Absatz 1 bis 3), 
die an unterschiedliche Voraussetzungen gebunden werden, wobei Absatz 1 und 2 
nunmehr abschließend Satzungsänderungen zum Stiftungszweck betreffen. 
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Mit den §§ 86 bis 86h BGB n. F. hat der Bund nun abschließende Regelungen zu 
den Voraussetzungen der Zulegung und Zusammenlegung und zum diesbezüg-
lichen Verfahren getroffen. Die Zulegung und Zusammenlegung waren bisher in 
den §§ 80 ff. BGB nicht ausdrücklich geregelt. Zulegung und Zusammenlegung 
erfolgten im Anwendungsbereich des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg 
für Stiftungen des bürgerlichen Rechts bislang auf Grundlage des § 87 BGB in 
Verbindung mit § 14 Absatz 2 beziehungsweise Absatz 3 StiftG, wobei hinsicht-
lich der erforderlichen gesetzlichen Voraussetzungen und auch begrifflich nicht 
zwischen Zulegung und Zusammenlegung unterschieden wurde. 
In den §§ 87 bis 87c BGB n. F. werden vom Bund fortan abschließende Regelun-
gen zur Auflösung und Aufhebung von Stiftungen geregelt. Auflösung und Aufhe-
bung erfolgten im Anwendungsbereich des Stiftungsgesetzes für Baden-Württem-
berg hinsichtlich der Stiftungen des bürgerlichen Rechts bislang auf Grundlage 
des § 87 BGB in Verbindung mit § 14 Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 StiftG.
Die bisherige Zuständigkeitsnorm des § 14 Absatz 1 StiftG wird durch die neue 
allgemeine zentrale Zuständigkeitsnorm des § 5 StiftG ersetzt und wird demnach 
obsolet. Sie ist deshalb aufzuheben.

Zu Nummer 12 (§16)

Es erfolgt eine begriffliche Anpassung an das Bundesrecht. Dieses unterscheidet 
künftig begrifflich und materiell zwischen der Zulegung (§ 86 BGB n. F.) und der 
Zusammenlegung (§ 86a BGB n. F.). 

Zu Nummer 13 (§ 19)

Satz 1 wird infolge der Neufassung der §§ 80 ff. BGB angepasst.
Der bisherige § 19 Satz 1 StiftG erklärt bestimmte BGB-Regelungen und be-
stimmte für Stiftungen des bürgerlichen Rechts geltende Regelungen des Stif-
tungsgesetzes für Baden-Württemberg (Vorschriften des Zweiten Teils) für ent-
sprechend anwendbar auf Stiftungen des öffentlichen Rechts. Mit der Vorschrift 
werden die Stiftungen des öffentlichen Rechts den Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts in einigen Punkten gleichgestellt. Diese Gleichstellung soll auch künftig 
erfolgen, da sie aufgrund der geringen Unterschiede in der jeweils erforderlichen 
Stiftungsorganisation der beiden Stiftungsformen sachgerecht ist und der Rechts-
vereinfachung dient. Damit werden auch bei Stiftungen des öffentlichen Rechts 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts wie bislang die stiftungsspezifischen 
Besonderheiten berücksichtigt. Aufgrund der neuen BGB-Regelungen und der 
als Folge vorzunehmenden Änderungen der für die Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts geltenden Regelungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg sind 
die Verweisungen in § 19 Satz 1 StiftG anzupassen. Die bewährte Systematik der 
Verweisung soll auch künftig beibehalten werden.
Es soll zum einen wie bislang auf solche Regelungen der §§ 80 ff. BGB n. F. ver-
wiesen werden, die nach Sinn und Zweck auch auf die Stiftungsform der Stiftung 
des öffentlichen Rechts passen und deren entsprechende Anwendung sachgerecht 
ist:
–  Dies sind die BGB-Regelungen, auf die bereits nach jetziger Rechtslage ver-

wiesen wird (§ 46, § 81 Absatz 1 und § 88 Satz 1 und 2 BGB). Da sich diese 
Regelungen nun in neuen Vorschriften der §§ 80 ff. BGB n. F. befinden, wird 
auf sie verwiesen (§ 81, § 87c Absatz 1 und 2 Satz 1 BGB n. F.). 

–  Dies sind ferner solche BGB-Vorschriften, mit denen der Bund neue Regelun-
gen getroffen hat und infolgedessen die entsprechenden landesrechtlichen Re-
gelungen – die bislang direkt für Stiftungen des öffentlichen Rechts gelten  
(§§ 2 und 21 StiftG) beziehungsweise auf die bislang verwiesen wird (§ 6, § 7 
Absatz 1 und 2, § 12 Absatz 1 Satz 2 StiftG) – aufzuheben beziehungsweise an-
zupassen sind (§ 83 Absatz 2, § 83b, § 83c Absatz 1 und 2, § 84c, § 85 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 bis 4, § 85a, § 86 Nummer 1 bis 3, § 86a Nummer 1 
und 2, § 86b, § 86c Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 86d, § 86e Absatz 1,  
§ 86f, § 87, § 87a Absatz 1 und 2 Nummer 1 und 3 BGB n. F.).
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–  Dies sind zudem solche BGB-Regelungen, mit denen der Bund bereits Rege-
lungen getroffen hatte, auf die jedoch bislang kein Verweis stattfand, obwohl 
sie nach Sinn und Zweck auch für Stiftungen des öffentlichen Rechts entspre-
chend anwendbar sein sollten (bisherige § 80 Absatz 2 Satz 2, § 81 Absatz 2,  
§ 82, § 84, § 86 in Verbindung mit §§ 28, 32, 34 und 42 BGB). Künftig soll auch 
auf die neuen diesen Regelungen entsprechenden Vorschriften verwiesen werden 
(§ 80 Absatz 2 Satz 2, § 81a, § 82 Satz 2, § 82a, § 84b, § 87b BGB n. F.). 

–  Schließlich sind dies solche neue BGB-Regelungen, die der Bund bislang nicht 
getroffen hatte und für die bislang auch noch keine landesrechtlichen Regelun-
gen bestanden (§ 80 Absatz 1 Satz 2, § 83a BGB n. F.). 

 Im Rahmen dieser Regelungen soll auch auf solche verwiesen werden, die von 
einer natürlichen Person als Stifter ausgehen. Dies ist konsequent, denn in der 
stiftungsrechtlichen Literatur und Rechtsprechung wird weitaus überwiegend ver-
treten, dass die Errichtung einer Stiftung des öffentlichen Rechts auch durch eine 
natürliche Person erfolgen kann. Dieser Auffassung ist zu folgen. Denn es sind 
keine rechtlichen Gründe ersichtlich, die gegen die Möglichkeit einer Errichtung 
durch eine natürliche Person sprechen, weil zwischen der Errichtung (§ 17 StiftG) 
und der Entstehung (§ 18 StiftG) einer Stiftung des öffentlichen Rechts zu unter-
scheiden ist. Die Errichtung erfolgt durch Stiftungsakt – als Korrelat zum Stif-
tungsgeschäft bei der Stiftung des bürgerlichen Rechts – und kann dabei auch 
durch privatrechtliche Willenserklärung erfolgen. Erst die Entstehung der Stiftung 
erfordert dann in einem zweiten Schritt die Verleihung der öffentlich-rechtlichen 
Rechtsfähigkeit durch eine staatliche Stelle. Für die Zulassung der Errichtung 
einer Stiftung des öffentlichen Rechts durch eine natürliche Person spricht zudem, 
dass sie potenziellen Stiftern – sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorlie-
gen – die Wahl zwischen den zwei Stiftungsformen der Stiftung des bürgerlichen 
Rechts und des öffentlichen Rechts lässt. Der Stiftungsgedanke wird damit ge-
fördert.
 Es soll zum anderen wie bislang auch auf solche für Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts geltende Regelungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg (Vor-
schriften des Zweiten Teils) verwiesen werden, die nach Sinn und Zweck auf die 
Stiftungsform der Stiftung des öffentlichen Rechts passen und deren entsprechen-
de Anwendung sachgerecht beziehungsweise erforderlich ist: 

–  Eine Verweisung auf die neue allgemeine zentrale Zuständigkeitsnorm des § 5 
StiftG ist notwendig, da auch für Stiftungen des öffentlichen Rechts – wie für 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts – eine Zuweisung der Zuständigkeit bezüg-
lich der Maßnahmen nach den BGB-Regelungen erforderlich ist. 

–  Die entsprechende Anwendung des neu gefassten § 7 StiftG ist sachgerecht, da 
die Ausnahme vom Gebot der Erhaltung des Grundstockvermögens auch Stif-
tungen des öffentlichen Rechts zugute kommen sollte. 

–  Der Verweis auf § 6 StiftG ist zu streichen, da die Norm aufgehoben wird, und 
durch einen Verweis auf BGB-Regelungen zu ersetzen (s. o.). Der Verweis auf 
§ 16 StiftG bleibt bestehen.

Alle Normen, auf die in § 19 Satz 1 StiftG verwiesen wird, sind auf Stiftungen 
des öffentlichen Rechts lediglich entsprechend anzuwenden, denn sie passen nach 
ihrem Wortlaut nicht stets exakt auf Stiftungen des öffentlichen Rechts. Das sind 
z. B. Regelungen, die vom bei der Stiftung des öffentlichen Rechts nicht existen-
ten „Stiftungsgeschäft“ sprechen (wie § 81 Absatz 1 und 3 BGB n. F.), oder die 
Regelung des § 5 StiftG, die auch Zuständigkeiten der Stiftungsbehörde normiert, 
die bei Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht einschlägig sein können, da die 
entsprechende BGB-Norm nicht auf Stiftungen des öffentlichen Rechts anwend-
bar ist (z. B. § 80 Absatz 2 Satz 1 BGB n. F.). 
Mit dem in § 19 StiftG neu eingeführten Satz 3 wird klargestellt, dass bei durch 
Gesetz errichteten Stiftungen des öffentlichen Rechts auch weiterhin mittels in 
diesem Errichtungsgesetz befindliche Bestimmungen die Anwendung der allge-
meinen Vorschriften, auf die in § 19 StiftG verwiesen wird, ausgeschlossen oder 
modifiziert werden kann. 
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Zu Nummer 14 (§ 21)

§ 21 StiftG wird aufgehoben. Er enthält Regelungen für Stiftungen des öffent-
lichen Rechts zur Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhebung. Diese Re-
gelungen werden obsolet, da von den angepassten Verweisungen auf die BGB-
Normen in § 19 StiftG nun auch solche umfasst sind, die die Zweckänderung, 
Zusammenlegung und Aufhebung von Stiftungen des bürgerlichen Rechts regeln 
(vgl. Artikel 1 Nummer 13 der Einzelbegründung). Einer Sonderregelung für Stif-
tungen des öffentlichen Rechts bedarf es somit nicht mehr.

Zu Nummer 15 (§ 25)

In Absatz 2 ist eine Anpassung des Verweises auf den bisherigen § 81 Absatz 1 
Satz 3 BGB erforderlich, da dieser künftig inhaltlich durch § 81 Absatz 1 Num-
mer 1 BGB n. F. ersetzt wird.

Zu Nummer 16 (§ 26)

Die Überschrift der Regelung wird konkretisiert. § 26 Absatz 1 StiftG regelt näm-
lich nicht die materiellen Voraussetzungen für die genannten stiftungsrechtlichen 
Maßnahmen betreffend kirchlicher Stiftungen, wie die derzeitige Überschrift es 
vermuten lassen könnte. Diese ergeben sich nach derzeitiger Rechtslage bereits 
aus § 14 StiftG (für kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts) und aus § 21 
StiftG (für kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts) sowie nach künftiger 
Rechtslage aus den §§ 80 ff. BGB n. F. (für kirchliche Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts) und aus § 19 StiftG in Verbindung mit §§ 80 ff. BGB n. F. (für kirchliche 
Stiftungen des öffentlichen Rechts). Vielmehr regelt § 26 Absatz 1 StiftG lediglich 
Zuständigkeit und Verfahrensbeteiligungen für die genannten Maßnahmen. Zu-
dem ist die Überschrift hinsichtlich der neuen Regelungsstruktur beziehungsweise 
der neuen Begrifflichkeiten der §§ 80 ff. BGB n. F. anzupassen: Bei der Zweckän-
derung handelt es sich regelungstechnisch künftig um eine spezielle Satzungsän-
derung und es wird fortan begrifflich und regelungstechnisch zwischen Zulegung 
und Zusammenlegung sowie zwischen Auflösung und Aufhebung unterschieden. 
Absatz 1 ist infolge der neuen Regelungssystematik der §§ 80 ff. BGB n. F. an-
zupassen. Er regelt die Verteilung der Zuständigkeit für bestimmte stiftungsrecht-
liche Maßnahmen (Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhebung) zwischen 
der Stiftungsbehörde als staatlicher Aufsichtsbehörde (Kultusministerium, § 28 
StiftG) und den zuständigen Behörden der Religionsgemeinschaften als kirchliche 
Aufsichtsbehörden und verweist im Rahmen dessen auf die §§ 14 und 21 StiftG. 
Da diese Normen infolge der Neufassung der §§ 80 ff. BGB inhaltlich durch  
§§ 85a, 86b, 87 und 87a BGB ersetzt werden und deswegen aufzuheben sind (vgl. 
Artikel 1 Nummer 11 und 14 der Einzelbegründung), ist fortan in § 26 Absatz 1 
StiftG auf diese BGB-Regelungen zu verweisen.
In Absatz 2 ist eine Anpassung des Verweises auf den bisherigen § 88 Satz 2 BGB 
erforderlich, da dieser künftig inhaltlich durch § 87c Absatz 1 Satz 3 und 4 BGB 
n. F. ersetzt wird.

Zu Nummer 17 (§ 31)

In Absatz 2 Nummer 2 ist eine Anpassung des Verweises auf die Norm des § 88 
Satz 2 BGB erforderlich, da jene künftig inhaltlich durch § 87c Absatz 1 Satz 3 
und 4 BGB n. F. ersetzt wird.

Zu Nummer 18 

Die Inhaltsübersicht wird angepasst.
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Zu Artikel 2 – Weitere Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg

Zu Nummer 1 (§ 5)

Es sind die erst am 1. Januar 2026 in Kraft tretenden, das zentrale Stiftungs-
register betreffenden Regelungen der §§ 80 ff. BGB n. F. und des Stiftungs-
registergesetzes (vgl. Artikel 3, 4 und 11 des Gesetzes zur Vereinheitlichung 
des Stiftungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom  
16. Juli 2021, BGBl. I, S. 2947) in die allgemeine Zuständigkeitsnorm des  
§ 5 StiftG aufzunehmen, da die behördliche Zuständigkeit durch Landesrecht zu 
treffen ist (vgl. Artikel 1 Nummer 4 der Einzelbegründung). Die Aufgaben sollen 
durch die Stiftungsbehörden erfüllt werden.

Zu Nummer 2 (§ 43)

Die bundesrechtlichen Regelungen zum zentralen Stiftungsregister für Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts werden am 1. Januar 2026 in Kraft treten. Den bestehen-
den Stiftungen, die vor dem 1. Januar 2026 entstanden sind, wird eine Übergangs-
frist zur Anmeldung in das Register bis zum 31. Dezember 2026 eingeräumt (§ 20 
Absatz 1 StiftRG). Das Stiftungsregister kann somit erst nach diesem Zeitpunkt 
seinen vollständigen Sinn und Zweck erfüllen und die Landesstiftungsverzeich-
nisse hinsichtlich der Stiftungen des bürgerlichen Rechts ersetzen. Deshalb sol-
len die die Landesstiftungsverzeichnisse betreffenden Änderungen zu § 4 StiftG 
(Führung der Landesstiftungsverzeichnisse nur noch für Stiftungen des öffent-
lichen Rechts; vgl. Artikel 3 Nummer 1 sowie Artikel 6 der Einzelbegründung) 
und die im Zusammenhang mit der Einführung des Stiftungsregisters stehende 
Aufhebung der Bekanntmachungspflicht der Stiftungsbehörden aus § 16 StiftG 
(vgl. Artikel 3 Nummer 3 sowie Artikel 6 der Einzelbegründung) erst am 1. Janu-
ar 2027 in Kraft treten. 
Dies hat zur Folge, dass zeitweise – vom 1. Januar 2026 bis zum 31. Dezember 
2026 – für die Stiftungen des bürgerlichen Rechts parallel zu den neuen Regelun-
gen zum zentralen Stiftungsregister auch noch die bestehenden Regelungen zu 
den Landesstiftungsverzeichnissen uneingeschränkt gelten würden, was für diese 
Stiftungen zu einer doppelten Eintragungspflicht und damit zu einer doppelten 
Führung in Stiftungsregister und Landesstiftungsverzeichnis führen würde. Um 
eine solche doppelte Führung zu vermeiden – diese birgt das Risiko unterschied-
licher Register- beziehungsweise Verzeichnisinhalte –, wird zugunsten von mehr 
Rechtsklarheit für Stiftungen, Stiftungsbehörden und Einsicht nehmende Dritte 
in § 43 StiftG für den einschlägigen Zeitraum (1. Januar 2026 bis 31. Dezem-
ber 2026) eine entsprechende Übergangsregelung geschaffen (vgl. auch Artikel 3 
Nummer 8 der Einzelbegründung). 
Der neue § 43 StiftG unterscheidet dabei zwischen Stiftungen, die ab dem 1. Ja-
nuar 2026 entstanden sind (Satz 1), und Stiftungen, die vor dem 1. Januar 2026 
entstanden sind (Satz 2).
Für Stiftungen im Sinne von Satz 1 finden die §§ 4 und 27 Satz 1 und 3 StiftG 
keine Anwendung. Für diese ab dem 1. Januar 2026 neu entstehenden Stiftungen 
gilt die Übergangsfrist des § 20 Absatz 1 StiftRG nicht. Sie sind gemäß § 82b 
Absatz 2 BGB n. F. in Verbindung mit § 3 Absatz 1 StiftRG unverzüglich nach 
ihrer Anerkennung zur Eintragung in das Stiftungsregister anzumelden. Für diese 
Stiftungen ist es demnach zweckmäßig, dass die Vorschriften zu den Landesstif-
tungsverzeichnissen zu keinem Zeitpunkt gelten. So wird eine doppelte Führung 
in Stiftungsregister und Landestiftungsverzeichnis ausgeschlossen.
Für Stiftungen im Sinne von Satz 2 finden die §§ 4 und 27 Satz 1 und 3 StiftG 
ab dem Zeitpunkt keine Anwendung, zu dem sie gemäß § 11 Absatz 1 StiftRG 
durch die Registerbehörde (d. h. das Bundesamt für Justiz, § 1 Absatz 1 StiftRG) 
in das Stiftungsregister eingetragen worden sind. Da für diese bestehenden und 
somit bereits in den Landesstiftungsverzeichnissen eingetragenen Stiftungen für 
die Anmeldung zum Stiftungsregister die Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 
2026 (§ 20 Absatz 1 StiftRG) gilt, ist es zweckmäßig, dass die Vorschriften zu 
den Landesstiftungsverzeichnissen noch bis zur tatsächlichen Eintragung in das 
Stiftungsregister Anwendung finden. Somit ist einerseits sichergestellt, dass die 
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bestehenden Stiftungen bis zur tatsächlichen Eintragung in das Stiftungsregister 
weiterhin in den Landesstiftungsverzeichnissen geführt sind. Andererseits kann 
eine doppelte Führung in Stiftungsregister und Landestiftungsverzeichnis vermie-
den werden. Über § 10 Absatz 3 StiftRG ist gewährleistet, dass die Stiftungsbe-
hörden von einer Eintragung in das Stiftungsregister durch die Registerbehörde in 
Kenntnis gesetzt werden. 
Die Vorschrift des § 27 Satz 2 StiftG – sie regelt, dass gewisse, die Landes-
stiftungsverzeichnisse betreffende Vorschriften des Stiftungsgesetzes für Baden-
Württemberg auf kirchliche Stiftungen nicht anwendbar sind – ist von der Über-
gangsregelung nicht erfasst, da ihre Geltung auch für die Zeit vom 1. Januar 2026 
bis zum 31. Dezember 2026 erforderlich ist.
Es ist zudem auch § 16 StiftG, der die Bekanntmachungspflicht der Stiftungsbe-
hörden für bestimmte statusbegründende beziehungsweise statusverändernde Er-
eignisse regelt, von der Übergangsregelung des § 43 StiftG zu umfassen, da die 
durch § 16 StiftG bezweckte Publizität im Stiftungswesen für Stiftungen im Sinne 
von § 43 Satz 1 StiftG ab dem 1. Januar 2026 und für Stiftungen im Sinne von  
§ 43 Satz 2 StiftG ab Eintragung in das Stiftungsregister ausreichend durch das 
Stiftungsregister gewährleistet wird (vgl. Artikel 3 Nummer 3 der Einzelbegrün-
dung) und dann eine Geltung von § 16 StiftG nicht mehr erforderlich ist.

Zu Nummer 3 

Die Inhaltsübersicht wird angepasst.

Zu Artikel 3 –  Zweite weitere Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Würt-
temberg

Allgemein zu Nummer 1, 3, 4, 5, 6 und 7 (§§ 4, 16, 19, 21, 27 und 31)

Die Änderungen zu den Landesstiftungsverzeichnissen (§§ 4, 27 StiftG) und der 
Bekanntmachungspflicht der Stiftungsbehörde (§§16, 19, 21 und 31 StiftG) sollen 
erst nach Ablauf der Übergangsfrist zur Anmeldung in das zentrale Stiftungsregis-
ter und der damit verbundenen Ersetzung der Landesstiftungsverzeichnisse durch 
das Stiftungsregister (hinsichtlich der Stiftungen des bürgerlichen Rechts) und 
somit am 1. Januar 2027 in Kraft treten. 

Zu Nummer 1 (§ 4)

§ 4 StiftG ist dahingehend anzupassen, dass die Landesstiftungsverzeichnisse 
künftig nur noch in Bezug auf die Stiftungen des öffentlichen Rechts zu führen 
sind. Denn infolge der Einführung des neuen bundesweiten Stiftungsregisters für 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts werden die bei den vier Regierungspräsidien 
(§ 4 Absatz 1 StiftG) und bei den obersten Behörden der vier Hauptkirchen (§ 27 
StiftG) geführten Landesstiftungsverzeichnisse, was die Stiftungen des bürger-
lichen Rechts anbetrifft, entbehrlich.
Das künftig zentral vom Bundesamt für Justiz als Registerbehörde geführte Stif-
tungsregister enthält sämtliche rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts  
(§ 82b Absatz 1 BGB n. F., § 1 Absatz 1 StiftRG) und somit auch die kirchlichen 
und kommunalen Stiftungen des bürgerlichen Rechts. Durch die Einführung des 
zentralen Stiftungsregisters mit Publizitätswirkung soll den Stiftungen die Teil-
nahme am Rechtsverkehr erleichtert und die Transparenz über Stiftungen verbes-
sert werden. So haben die von den Ländern geführten Landesstiftungsverzeich-
nisse allesamt keine Publizitätswirkung und weisen insofern nicht die gleiche 
Transparenz für Stiftungen auf, wie sie durch das Handelsregister und das Ver-
einsregister für andere juristische Personen des Privatrechts gewährleistet ist. Der 
Bund hat sich insbesondere aufgrund des insgesamt geringeren Verwaltungsauf-
wands, der einfacheren Einsichtsmöglichkeit für Dritte und der relativ geringen 
Anzahl rechtsfähiger Stiftungen des bürgerlichen Rechts (derzeit bundesweit rund 
23 300, in Baden-Württemberg rund  3 600) gegen die Alternative der Einrichtung 
einer Vielzahl von Stiftungsregistern bei den zuständigen Stiftungsbehörden oder 
Registergerichten der Länder entschieden. 
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Durch die Einführung des zentralen Stiftungsregisters hat der Bund den Ländern 
zudem die Möglichkeit eröffnet, auf die Führung ihrer Landesstiftungsverzeich-
nisse zu verzichten. In Baden-Württemberg wird künftig auf die Führung der Lan-
desstiftungsverzeichnisse in Bezug auf die Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
verzichtet. Die Verzeichnisse beinhalten künftig somit nur noch Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. Der Verzicht ist hinsichtlich der Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts sinnvoll, denn die durch die Landesstiftungsverzeichnisse verfolgten Zwe-
cke der Publizität und der Transparenz werden für diese Stiftungen nicht nur voll-
ständig durch das Stiftungsregister erfüllt, sondern mittels der dafür geschaffenen 
Publizitätswirkung maßgeblich erweitert. Auch sprechen der entfallende Verwal-
tungsaufwand und die Verwaltungsvereinfachung für die die Landesstiftungsver-
zeichnisse führenden vier Regierungspräsidien und vier obersten Behörden der 
vier Hauptkirchen für einen Verzicht. So entfällt für diese neben der Aufgabe zur 
Führung der Verzeichnisse auch die Aufgabe, Dritten Einsicht in das Verzeich-
nis zu gewähren sowie Vertretungsbescheinigungen für Vertretungsberechtigte der 
Stiftung auszustellen. Zudem würde der Fortbetrieb der Landesstiftungsverzeich-
nisse für Stiftungen des bürgerlichen Rechts das Risiko unterschiedlicher Anga-
ben beziehungsweise Inhalte bei zwei parallel geführten Registern beziehungs-
weise Verzeichnissen bergen, was dem mit der Einführung des bundesweiten Stif-
tungsregisters verfolgten Ziel der Transparenz und Klarheit abträglich wäre. Das 
ausschließliche Bestehen des Stiftungsregisters bewirkt ferner auch Klarheit zu 
den Eintragungspflichten. In Bezug auf die Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sollen die Landesstiftungsverzeichnisse konsequenterweise weitergeführt werden, 
um das derzeit bestehende Transparenzniveau aufrechtzuerhalten. 
In Absatz 1 und 2 des § 4 StiftG als zentrale Regelung für die Landesstiftungsver-
zeichnisse sind deswegen Anpassungen vorzunehmen. Ferner weisen die Über-
schrift und Absatz 1 der Regelung künftig ausdrücklich auf die Differenzierung 
zwischen Stiftungsverzeichnis (für die Stiftungen des öffentlichen Rechts) und 
Stiftungsregister (für die Stiftungen des bürgerlichen Rechts) hin, um diese dem 
Rechtsanwender deutlich zu machen. 
Zudem wird in § 4 Absatz 5 StiftG eine Verordnungsermächtigung eingeführt, die 
dem Innenministerium als für das Stiftungsrecht zuständiges Ressort ermöglicht, 
nähere Bestimmungen zur Einrichtung und Führung des Stiftungsverzeichnisses 
sowie zur Einsicht in das Stiftungsverzeichnis zu regeln. Beispielhaft wird auf-
geführt, was in der Rechtsverordnung geregelt werden kann. Insbesondere können 
Regelungen über die elektronische Führung des Stiftungsverzeichnisses, die Ver-
öffentlichung des Stiftungsverzeichnisses im Internet, das Verfahren zur Einsicht-
nahme in das Stiftungsverzeichnis, den automatisierten Abruf von Daten aus dem 
Stiftungsverzeichnis und die Einzelheiten der Datenspeicherung und Datensicher-
heit getroffen werden. Eine vergleichbare Verordnungsermächtigung findet sich 
für das Stiftungsregister in § 19 StiftRG, wobei jedoch zu berücksichtigen ist, 
dass die Landesstiftungsverzeichnisse im Vergleich zum Stiftungsregister keine 
Publizitätswirkung aufweisen und deswegen zur Regelung der Verzeichnisse eine 
wesentlich geringere Regelungsdichte erforderlich beziehungsweise angezeigt 
ist. Die Verordnungsermächtigung ermöglicht, für das Stiftungsregister durch den 
Bund geschaffene Standards auch für die Landesstiftungsverzeichnisse zu berück-
sichtigen und somit auch für die Stiftungen des öffentliches Rechts ein angemes-
senes Transparenzniveau zu gewährleisten. Das spätere Inkrafttreten der Verord-
nungsermächtigung zum 1. Januar 2027 ermöglicht zudem, die vom Bund mit 
dem Stiftungsregister und der dafür vorgesehenen Rechtsverordnung gemachten 
Erfahrungen gegebenenfalls in die Erarbeitung einer Landesverordnung einfließen 
zu lassen.

Zu Nummer 2 (§ 5)

Es erfolgt eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 3 (§ 16)

Die für Stiftungen des bürgerlichen Rechts geltende Regelung wird infolge der 
Einführung des Stiftungsregisters nach Ablauf der Übergangsfrist für die Anmel-
dung zum Stiftungsregister aufgehoben. Denn der Rechtsverkehr kann sich ab 
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dann im Wege der Einsichtnahme in das Publizitätswirkung innehabende Stif-
tungsregister (vgl. § 15 StiftRG) ausreichend und umfassend über das Bestehen 
von Stiftungen des bürgerlichen Rechts informieren. Der Inhalt des Stiftungs-
registers umfasst die bislang nach § 16 StiftG durch die Stiftungsbehörde bekannt-
zumachenden statusbegründenden beziehungsweise statusverändernden Ereignisse 
(vgl. § 2 StiftRG). Die bislang durch § 16 StiftG bezweckte Publizität im Stif-
tungswesen ist somit für Stiftungen des bürgerlichen Rechts ausreichend über das 
Stiftungsregister gewährleistet, sodass die Norm obsolet wird. Ihre Aufhebung ist 
somit – auch im Hinblick auf das grundsätzliche Bestreben der Einsparung ver-
meidbaren Verwaltungsaufwands – angezeigt. 

Zu Nummer 4 (§ 19)

Der Verweis auf § 16 StiftG ist infolge der Aufhebung der Norm (vgl. Artikel 3 
Nummer 3 der Einzelbegründung) zu streichen.

Zu Nummer 5 (§ 21)

Infolge der Aufhebung von § 16 StiftG zur Bekanntmachung bestimmter Ereig-
nisse durch die Stiftungsbehörde und des dadurch in § 19 StiftG zu streichenden 
Verweises auf § 16 StiftG (vgl. Artikel 3 Nummer 3 und 4 der Einzelbegründung) 
ist für die Stiftungen des öffentlichen Rechts eine dem bisherigen § 16 StiftG 
entsprechende Regelung zu schaffen. Dies soll im neuen § 21 StiftG erfolgen. 
Denn in Bezug auf die Stiftungen des öffentlichen Rechts ist das Erfordernis einer 
landesrechtlichen Regelung zur Bekanntmachung bestimmter statusbegründen-
der (Entstehung) beziehungsweise statusverändernder Ereignisse (Erlöschen, Zu-
legung und Zusammenlegung) durch die Stiftungsbehörde mangels Führung im 
Stiftungsregister weiterhin gegeben. 
Aufgenommen wird darüber hinaus ein Zusatz, der die Ausnahme von der Be-
kanntmachungspflicht vorsieht, sofern die Stiftung durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes errichtet worden ist. Diese Ausnahme ist angezeigt, um eine 
doppelte gesetzliche Bekanntmachungspflicht zu vermeiden. Denn Gesetze und 
Rechtsverordnungen müssen gemäß Artikel 63 der Verfassung des Landes Ba-
den-Württemberg verkündet werden. Demgemäß besteht bei derart errichteten 
Stiftungen bereits eine Bekanntmachungspflicht für die Entstehung sowie auch 
für das Erlöschen, die Zulegung und Zusammenlegung der Stiftung (nach dem 
actus contrarius-Grundsatz müssen das Erlöschen sowie die Zulegung und Zu-
sammenlegung auf die gleiche Weise erfolgen wie die gesetzliche Entstehung der 
Stiftung). Insofern ist bei auf diese Weise errichteten Stiftungen bereits eine Be-
kanntmachungspflicht bezüglich der jeweiligen statusbegründenden beziehungs-
weise statusverändernden Ereignisse gegeben und damit die durch den neuen § 21 
StiftG bezweckte Publizität ausreichend gewahrt. 
Zudem erfolgt eine begriffliche Anpassung in Bezug auf die künftig zu unter-
scheidende Zulegung und Zusammenlegung. 

Zu Nummer 6 (§ 27)

Satz 2 wird dahingehend ergänzt, dass der neue § 4 Absatz 5 StiftG (Verord-
nungsermächtigung für nähere Bestimmungen zur Einrichtung und Führung des 
Stiftungsverzeichnisses sowie zur Einsicht in das Stiftungsverzeichnis) auf die 
kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts und damit auf die kirchlichen 
Stiftungsverzeichnisse keine Anwendung findet. Dies bedeutet, dass es weiter-
hin den obersten Behörden der Religionsgemeinschaften obliegt, im Rahmen der 
Regelungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg über die Art und Weise 
der Führung der kirchlichen Stiftungsverzeichnisse zu bestimmen. Dies erscheint 
zweckmäßig, da den obersten Behörden der Religionsgemeinschaften diese Ver-
antwortung im Rahmen ihrer Aufsichtsfunktion über die kirchlichen Stiftungen 
(vgl. §§ 25 und 26 StiftG) im Hinblick auf die größere Sachnähe überlassen blei-
ben soll. 
Zudem wird in Satz 1 klargestellt, dass die kirchlichen Stiftungsverzeichnisse 
künftig nur noch für Stiftungen des öffentlichen Rechts geführt werden. 
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Zu Nummer 7 (§ 31)

Der Verweis in Absatz 2 Nummer 3 Satz 1 ist infolge der Aufhebung von § 16 
StiftG, der Streichung des Verweises auf § 16 StiftG in § 19 StiftG und der Ein-
führung des neuen § 21 StiftG anzupassen (vgl. Artikel 3 Nummer 3, 4 und 5 der 
Einzelbegründung). 

Zu Nummer 8 (§ 43)

Die Übergangsregelung zur Einführung des Stiftungsregisters bezieht sich ledig-
lich auf den Zeitraum vom 1. Januar 2026 bis zum 31. Dezember 2026, innerhalb 
dessen das Stiftungsregister und die Landesstiftungsverzeichnisse für Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts parallel bestehen (vgl. Artikel 2 Nummer 2 der Einzelbe-
gründung). Die Landesstiftungsverzeichnisse umfassen ab dem 1. Januar 2027 die 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts jedoch nicht mehr (vgl. Artikel 3 Nummer 1 der 
Einzelbegründung). Auch entfällt ab diesem Zeitpunkt die Regelung des bisheri-
gen § 16 StiftG (vgl. Artikel 3 Nummer 3 der Einzelbegründung). Die Übergangs-
regelung wird somit ab diesem Zeitpunkt gegenstandslos und kann aufgehoben 
werden.

Zu Nummer 9

Die Inhaltsübersicht wird angepasst.

Zu Artikel 4 – Änderung der Gemeindeordnung 

Absatz 2 der Vorschrift wird angepasst.
§ 101 GemO enthält Regelungen für rechtsfähige und nichtrechtsfähige örtliche 
Stiftungen. Sein Absatz 2 gilt indes ausschließlich für nichtrechtsfähige örtliche 
Stiftungen. Er regelt die Voraussetzungen für die Maßnahmen der Zweckände-
rung, der Zusammenlegung und der Aufhebung hinsichtlich nichtrechtsfähiger 
örtlicher Stiftungen durch die Gemeinde und verweist dafür auf die Vorausset-
zungen des § 87 Absatz 1 BGB. Dies ist zweckmäßig, da auf nichtrechtsfähige 
Stiftungen weder das Bürgerliche Gesetzbuch noch das Stiftungsgesetz für Ba-
den-Württemberg direkt anwendbar sind, da deren Anwendungsbereiche lediglich 
rechtsfähige Stiftungen umfassen. Durch die Regelung des § 101 Absatz 2 GemO 
bestehen demnach auch für nichtrechtsfähige örtliche Stiftungen klare Regelun-
gen zu den genannten Maßnahmen. Bei § 101 GemO handelt es sich um eine Re-
gelung des Kommunalrechts, sodass das Land die Gesetzgebungskompetenz hat.
Hinsichtlich des Verweises auf § 87 Absatz 1 BGB ist infolge der Neufassung der 
§§ 80 ff. BGB eine Anpassung des § 101 Absatz 2 GemO erforderlich. Ergeben 
sich derzeit die Voraussetzungen für die Zweckänderung, die Zusammenlegung 
(die Zulegung fällt nach jetziger Rechtslage unter den Begriff der Zusammenle-
gung) sowie die Aufhebung lediglich aus § 87 Absatz 1 BGB, so ergeben sie sich 
künftig aus § 85 BGB n. F. (Zweckänderung), §§ 86, 86a BGB n. F. (Zulegung 
und Zusammenlegung) sowie §§ 87, 87a BGB n. F. (Aufhebung). Infolge dieser 
Änderung der Regelungssystematik ist in § 101 Absatz 2 GemO fortan somit hin-
sichtlich der Voraussetzungen für die genannten Maßnahmen jeweils auf die ein-
schlägige(n) neue(n) BGB-Regelung(en) zu verweisen. Durch die Beibehaltung 
der Verweisung auf die BGB-Regelungen wird erreicht, dass wie nach derzeitiger 
Rechtslage auch künftig die Voraussetzungen für die Anwendung der genannten 
Maßnahmen betreffend nichtrechtsfähiger örtlicher Stiftungen denen betreffend 
rechtsfähiger örtlicher Stiftungen entsprechen. Es wird somit ermöglicht, dass 
auch weiterhin – unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Rechtsform – 
auf die Auslegungs- und Anwendungspraxis hinsichtlich der rechtsfähigen Stif-
tungen zurückgegriffen werden kann.
Da sich die neuen einschlägigen BGB-Regelungen teilweise inhaltlich von ihrer 
Vorgängerregelung des § 87 Absatz 1 BGB unterscheiden, ändert sich für die 
nichtrechtsfähigen – wie auch für die rechtsfähigen örtlichen Stiftungen – teil-
weise die materielle Rechtslage in Bezug auf die Anwendung der genannten Maß-
nahmen. Die Voraussetzungen sind für alle Maßnahmen im Vergleich zur jetzigen 
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Rechtslage künftig insgesamt weniger restriktiv ausgestaltet. So wird in den neuen 
einschlägigen BGB-Normen die in § 87 Absatz 1 BGB vorausgesetzte Unmög-
lichkeit der Zweckerfüllung gerade nicht mehr vorausgesetzt. Die Anpassung des 
§ 101 Absatz 2 GemO an die neuen §§ 80 ff. BGB führt somit zu mehr Flexibilität 
für die Gemeinden bei der Verwaltung von in finanzielle Not geratenen nicht-
rechtsfähigen örtlichen Stiftungen.

Zu Artikel 5 – Änderung der Gebührenverordnung Innenministerium

Ziffer 17.2 der Anlage (Gebührenverzeichnis) der Gebührenverordnung Innen-
ministerium ist aufgrund der Neufassung der §§ 80 ff. BGB und der infolgedessen 
notwendigen Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg anzupas-
sen. Da die Änderung des Stiftungszwecks künftig regelungssystematisch und 
begrifflich von der Satzungsänderung umfasst ist (vgl. § 85 BGB n. F.), bedarf 
es keiner separaten diesbezüglichen Nennung mehr. Zudem sind aufgrund der re-
gelungssystematischen und begrifflichen Unterscheidung zwischen der Zulegung 
und Zusammenlegung (vgl. § 86 bis 86 h BGB n. F.) künftig beide Maßnahmen 
zu nennen. 

Zu Artikel 6 – Inkrafttreten

Zu Absatz 1 

Die neuen stiftungszivilrechtlichen BGB-Regelungen mit Ausnahme der Vor-
schriften, die die Einführung des zentralen Stiftungsregisters betreffen, treten am 
1. Juli 2023 in Kraft (vgl. Artikel 1, 3 und 11 des Gesetzes zur Vereinheitlichung 
des Stiftungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom 16. Ju-
li 2021, BGBl. I, S. 2947). Wegen Kompetenzkonflikten und aus Gründen der 
Normharmonisierung müssen folglich zeitgleich die damit in Zusammenhang ste-
henden Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg, die nicht im 
Zusammenhang zu den neuen bundesrechtlichen Regelungen zur Einführung des 
zentralen Stiftungsregisters stehen (Artikel 1 der Einzelbegründung), die Ände-
rung der Gemeindeordnung (Artikel 4 der Einzelbegründung) und die Änderung 
der Gebührenverordnung Innenministerium (Artikel 5 der Einzelbegründung) in 
Kraft treten.

Zu Absatz 2 und 3

Die bundesrechtlichen Regelungen zur Einführung des zentralen Stiftungsregis-
ters treten bis auf eine Ausnahme (§ 19 StiftRG) am 1. Januar 2026 in Kraft (vgl. 
Artikel 3, 4 und 11 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und 
zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom 16. Juli 2021, BGBl. I, S. 2947). 
Deswegen sollen zeitgleich bestimmte, infolgedessen notwendige, Änderungen 
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg in Kraft treten (Artikel 2 der Ein-
zelbegründung). Weitere, infolge der Einführung des zentralen Stiftungsregisters 
er forderliche Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg, sollen 
am 1. Januar 2027 in Kraft treten (Artikel 3 der Einzelbegründung). Dieses spä-
tere Inkrafttreten bestimmter Änderungen des Stiftungsgesetzes für Baden-Würt-
temberg zum 1. Januar 2027 ist erforderlich aufgrund der bestehenden Stiftun-
gen gewährten Übergangsfrist zur Anmeldung in das Stiftungsregister bis zum  
31. Dezember 2026, die dazu führt, dass dieses erst nach diesem Zeitpunkt seinen 
vollständigen Sinn und Zweck erfüllen kann (vgl. Artikel 2 Nummer 2 der Einzel-
begründung).
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Kommunaler Landesverband
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Luisa Pauge
Ihre Ansprechpartnerin:

DezernentinMinisterium des Inneren, für Digitalisierung Telefon: -
und Kommunen Baden-Württemberg

Stuttgart, 12.04.2023Willy-Brandt-Straße 41
70173 Stuttgart

per E-Mail:

Gesetz zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und weiterer Vor-
schriften
Ihr Schreiben vom 07.03.2023 (Az. IM2-0560-4)

Sehr geehrter Herr

haben Sie vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Die im Entwurf des Gesetzes
zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und weiterer Vorschriften for-
mulierte Zielstellung, Rechtsanwendungsunsicherheiten die Grundlage zu entziehen, begrü-
Ren wir. Dies gilt auch für die ausdrücklich benannten Zielstellungen, durch die Gesetzesän-
derungen eine Verbesserung der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit zu erreichen, ferner
vermeidbaren Verwaltungsaufwand zu reduzieren und somit zur Verwaltungsvereinfachung
und zum Bürokratieabbau beizutragen.

Insbesondere begrüßen wir es, dass im Zusammenhang mit der angedachten Änderung des
$ 101 Gemeindeordnung - Artikel 4: Änderung der Gemeindeordnung - durch die Beibehal-
tung der Verweisung auf die BGB-Regelungen erreicht wird, dass — wie nach derzeitiger
Rechtslage - auch künftig die Voraussetzungen für die Anwendung der genannten Maßnah-
men betreffend nichtrechtsfähiger örtlicher Stiftungen denen betreffend rechtsfähiger örtli-
cher Stiftungen entsprechen; einhergehend damit, dass mehr Flexibilität für die Gemeinden
bei der Verwaltung von in finanzielle Not geratenen nichtrechtsfähigen örtlichen Stiftungen
erreicht wird. Im Übrigen haben wir keine Anmerkungen.

Mit freundlichen Grüßen

Luisa Pauge
Dezernentin
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Bischöfliches Ordinariat, Postfach 9, 72101 Rottenburg am Neckar
Der Generalvikar

Innenministerium Baden-Württemberg
Postfach 10 34 65

Bei Korrespondenz bitte immer mit angeben
Geschäftszeichen: GV_400.2/72

70029 Stuttgart

Rottenburg, 5. April 2023

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes für
Baden-Württemberg und weiterer Vorschriften

Ihr Schreiben vom 7. März 2023, AZ: IM2-0560-4

Sehr geehrter Herr
sehr geehrter Herr

wir danken Ihnen für die Beteiligung der Kirchen im Verfahren zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und die Möglich-
keit der Stellungnahme. Gerne dürfen wir Ihnen nachfolgend unsere Anmerkungen,
Rückfragen und Anregungen bezüglich des avisierten Gesetzestextes zukommen las-
sen

1 Zunächst bitten wir darum, der Klarstellung halber eine Präzisierung vorzunehmen
und die Wörter „des öffentlichen Rechts" in $ 27 StiftG BW nach dem Wort „Stif-
tungen“ in der ab dem 01.01.2027 geltenden Fassung zu ergänzen. Die Stiftungen
des bürgerlichen Rechts werden ab vorgenanntem Zeitpunkt nicht mehr im kirchli-
chen Stiftungsverzeichnis geführt werden, sondern im bundeseinheitlichen Stif-
tungsregister aufzunehmen sein.

Mit Blick auf die Führung eines kirchlichen Stiftungsverzeichnisses, das lediglich
die Stiftungen öffentlichen Rechts zu beinhalten hat, kommen wir mit einer Frage
auf Sie zu und bitten Sie um Rückmeldung.
$ 4 Abs. 5 StiftG BW soll künftig die Regelung enthalten, dass das Innen-
ministerium im Einvernehmen mit dem Kultusministerium durch Rechtsverordnung
nähere Bestimmungen zur Einrichtung und Führung eines Stiftungsverzeichnisses
sowie zur Einsicht in ein Stiftungsverzeichnis zu erlassen berechtigt ist. Insbeson-
dere umfasst die vorgenannte Ermächtigung die Verabschiedung von Regelungen
bezüglich der elektronischen Führung eines Stiftungsverzeichnis-

www.drs.de

Anschrift. Postfach 9, 72101 Rottenburg am Neckar Dienstgebaude: Eugen-Boilz-Platz 1. 72108 Rottenburg am Neckar
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ses, dessen Veröffentlichung im Internet, bezüglich des Verfahrens der Einsicht-
nahme, des automatisierten Abrufs von Daten aus dem Stiftungsverzeichnis und
Einzelheiten der Datenspeicherung und Datensicherheit. Diese neue landesge-
setzliche Regelung des 8 4 Abs. 5 lässt den Schluss zu, dass es künftig Vorgaben
mit Blick auf die Etablierung eines Stiftungsverzeichnisses auch der Kirchen ge-
ben könnte. Verstehen wir diese Regelung richtig, dass es künftig für die Kirche
nicht mehr möglich sein soll, ein Stiftungsverzeichnis in schriftlicher Fassung zu
führen, das zwar fortlaufend aktualisiert, jedoch lediglich jährlich veröffentlicht wird
und nicht elektronisch abrufbar ist?
In der Diözese Rottenburg-Stuttgart wird bislang ein jährlich herausgegebenes
Stiftungsverzeichnis aller kirchlichen Stiftungen mit Sitz in der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart geführt. Dieses Stiftungsverzeichnis wird auch dem Kultusministeri-
um übermittelt. Nach Einführung des Stiftungsregisters (für alle Stiftungen des
bürgerlichen Rechts) sollen nun lediglich die kirchlichen Stiftungen des öffentli-
chen Rechts als im Stiftungsverzeichnis zu führende Stiftungen bei der kirchlichen
Stiftungsaufsicht verbleiben.
In diesem Zusammenhang fragen wir daher an, ob es möglich wäre, dass künftig
die wenigen, noch verbleibenden kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts
bei der zuständigen Landesbehörde in deren Verzeichnis mitgeführt werden könn-
ten. Nachdem bezüglich der kirchlichen Stiftungen öffentlichen Rechts stets der
Antrag an das Kultusministerium mit Blick auf die Verleihung der Rechtsfähigkeit
(ebenso wie der Antrag auf Anerkennung der Stiftungen privaten Rechts) von der
kirchlichen Stiftungsaufsicht gestellt wird, liegen dem Kultusministerium sämtliche
Informationen und Daten der bei uns geführten Stiftungen vor. Im Rahmen des
vorgenannten Genehmigungsprozesses ist das Kultusministerium auch bei Ver-
änderungen bestehender Stiftungen mit einbezogen. Mithilfe eines auch die kirch-
lichen Stiftungen öffentlichen Rechts umfassenden Registers könnte ein einheitli-
ches Verfahren gewährleistet und dem Publizitätserfordernis bestmöglich entspro-
chen werden. Daher fragen wir gerne an, ob eine Möglichkeit des Integrierens der
kirchlichen Stiftungen öffentlichen Rechts in das Verzeichnis des Landes, selbst-
verständlich ggf. unter Kostenbeteiligung, besteht. Dies käme uns entgegen. Für
Ihre Rückmeldung danken wir Ihnen herzlich.

Schließlich bitten wir um einen entsprechenden Hinweis, ob für die kirchliche Stif-
tungsaufsicht die neue Regelung des $ 11 Abs. 2 Satz 2 StiftG BW in Verbindung
mit 8 23 StiftG BW als anwendbar betrachtet wird, mit der Folge, dass auch die
kirchliche Stiftungsaufsicht auf die Vollstreckungshilfe nach $ 4 Abs. 3 Landesver-
waltungsvollstreckungsgesetz zurückgreifen kann. Für eine klärende Antwort sind
wir dankbar.

Mit freundlichen Grüßen
und den-besten Wüpschen für gesegnete Kar- und Ostertage

Df Clemens Strophe
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etVon Ursula Tschichoflos «
Gesendet: Dienstag, 11. April 2023 11:51
An (IM)
Cc

Betreff: EXTERN: Anhörung zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und weiterer Vorschriften

Sehr geehrter Herr

in vorbezeichneter Angelegenheit nehme ich, unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben vom 07.03.2023, zum
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und weiterer
Vorschriften wie folgt Stellung:

1. Ausweislich der Begründung des Referentenentwurfs wird das Stiftungszivilrecht, das die Entstehung und die
Verfassung der rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts bestimmt, nun vereinheitlicht und abschließend im
Bundesrecht geregelt. Für die stiftungszivilrechtlichen Regelungen im Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg bleibt,
mangels Gesetzgebungskompetzen der Länder, kein Raum.

- Nach der Begründung auf S. 13, letzter Absatz, beschränkt sich das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg künftig
im Wesentlichen auf Regelungen über die Stiftungsbehörden, ihre Zuständigkeit, die Stiftungsaufsicht sowie die
Stiftungen des öffentlichen Rechts, die kirchlichen Stiftungen und die kommunalen Stiftungen. Dem geänderten
Wortlaut des $ 1 (Geltungsbereich) ist allerdings nicht zu entnehmen, dass die Vorschriften der folgenden Normen die
materiell-rechtlichen Regelungen des Stiftungszivilrechts des BGB in formalrechtlicher Hinsicht ergänzen. Daher ist
der Wortlaut des $ 1 des Referentenentwurfs insoweit nicht eindeutig und für den Rechtsanwender verwirrend.

- Hinzukommt, dass sich dem Geltungsbereich des $ 1 nicht entnehmen lässt, dass die $$ 22 ff. Stiftungsgesetz Baden-
Württemberg nicht für die kirchlichen und die $8 31 ff. Stiftungsgesetz Baden-Württemberg nicht für die kommunalen
Stiftungen des bürgerlichen Rechts gelten. Dies ergibt sich erst aus der Einzelbegründung der Synopse zu 8 4. Daher
ist auch der Verweis in $ 43 auf $ 27 S. 1 und 3 auf die Stiftungen des bürgerlichen Rechts nicht nachvollziehbar.

Vor dem Hintergrund der Zielsetzung des Gesetzgebers, "jeglichen Rechtsanwendungsunsicherheiten die Grundlage"
zu entziehen, Rechtsklarheit und Rechtssicherheit zu schaffen, sollte in 8 1 eine Klarstellung erfolgen. Dann ist auch der
Titel des Zweiten Teils "Stiftungen des bürgerlichen Rechts" verständlich und erkennbar, dass die 88 22 ff. "nur" für die
kirchlichen bzw. kommunalen Stiftungen des öffentlichen Rechts gelten.

2. Die Änderung in Artikel 1, Ziff. 7, der die Änderung des $ 9 betrifft, bedarf insoweit einer weiteren Änderung, als das
Semikolon nach "... Rechnung zu führen" zu entfernen und durch einen "." zu ersetzen ist, da die Aufzählung beendet
Ist

3. Unklar ist die Verordnungsermächtigung, die über Artikel 3, $ 4 Absatz 5 in das.künftige Stiftungsgesetz Baden-
Württemberg eingeführt werden soll: Nach Abs. 1 des neuen $ 4 wird bei jedem Regierungspräsidium ein Verzeichnis
der Stiftungen des öffentlichen Rechts geführt. Aufgrund der Verordnungsermächtigung kann das Innenministerium
im Einvernehmen mit dem Kultusministerium durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur Einrichtung und
Führung des Stiftungsverzeichnisses 

... regeln:

. Soll sich die zu erlassende Rechtsverordnung nur auf die rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen Rechts
beziehen, dann ist nicht nachvollziehbar, weshalb das Einvernehmen mit dem Kultusministerium
herbeizuführen ist.
Für den Fall, dass die Rechtsverordnung auch auf die kirchlichen Stiftungen Anwendung finden soll, müsste
dies in $ 4 zum Ausdruck kommen.

In der Hoffnung, Ihnen mit dieser Stellungnahme behilflich zu sein, verbleibe ich

1
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mit freundlichen Grüßen

Dr. Ursula Tschichoflos, LL.M., MM

Bischöfliches Ordinariat
Hauptabteilung XIll
Kirchengemeinden und Dekanate
Eugen-Bolz-Platz 1

72108 Rottenburg am Neckar
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ERZDIÖZESE FREIBURG EVANGELISCHE LANDESKIRCHE IN BADEN
Erzbischöfliches Ordinariat Evangelischer Oberkirchenrat
Schoferstr. 2 Blumenstraße 1-7
79098 Freiburg 76133 Karlsruhe

EVANGELISCHE LANDESKIRCHE IN WÜRTTEMBERG
Evangelischer Oberkirchenrat
Gänsheidestraße 4
70184 Stuttgart

11. April 2023

Innenministerium Baden-Württemberg
Postfach 10 34 65
70029 Stuttgart

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg
und weiterer Vorschriften
Ihr Schreiben vom 7. März 2023, AZ: IM2-0560-4

Sehr geehrter Herr

sehr geehrter Herr

wir bedanken uns für die Beteiligung der Kirchen im Verfahren zum Entwurf eines Gesetzes

zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und weiterer Vorschriften.

Inhaltlich bitten wir freundlich um Berücksichtigung folgender Gesichtspunkte:

1 Im Zuge der Änderung des $ 13 Abs. 1 Satz 1 sollten die Wörter „im voraus" ggf.

noch durch die Wörter „im Voraus“ ersetzt werden.

Wir gehen davon aus, dass bei Stiftungen nach $ 26 Abs. 1 Satz 1, die für Zwecke

des Gottesdienstes und der Verkündigung bestimmt sind, Satzungsänderungen
($ 85a BGB), Zulegung und Zusammenlegung ($ 86b BGB) sowie die Auflösung der

Stiftung durch Stiftungsorgane ($ 87 BGB) und die Aufhebung der Stiftung durch die

Aufsichtsbehörde ($ 87a BGB) von den Kirchlichen Stiftungsbehörden genehmigt und

dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg nur noch

mitgeteilt werden.
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3. Das künftige Kirchliche „Stiftungsverzeichnis" nach $ 27 StiftG, der unverändert
bleiben soll, erfasst ab dem 1. Januar 2027 — ebenso wie das
Landesstiftungsverzeichnis — nur noch (Kirchliche) Stiftungen des öffentlichen Rechts
(vgl. 8 4 Abs. 1 Satz 1 StiftG).

Unseres Erachtens sollte dies in Art. 3 des Gesetzes für die ab 1. Januar 2027

geltende Fassung des $& 27 StiftG klarstellend ergänzt werden, in dem dort nach dem

Wort „Stiftungen" die Wörter „des öffentlichen Rechts" eingefügt werden.

Zudem sind aus hiesiger Sicht in $ 27 (Satz 2) StiftG nach der Angabe „$ 4 Abs. 3"

die Wörter "und Absatz 5" einzufügen, da das Land unserer Auffassung zufolge keine
Regelungen über die Art und Weise der Führung der Kirchlichen
Stiftungsverzeichnisse treffen kann, so dass der ab 1. Januar 2027 durch Artikel 1

Nr. 3 Buchstabe d) neu eingefügte Absatz 5 des $ 4 StiftG in 8 27 StiftG für Kirchliche
Stiftungen ebenso wie die 88 4 Abs. 3, 40 und 41 StiftG auszuschließen ist. Sollte

diese Einschätzung nicht zutreffen, bitten wir neben eines ausdrücklichen Hinweises
höflich um Gelegenheit zur weiteren Stellungnahme.

Ist davon auszugehen, dass die neue Regelung des $ 11 Abs. 2 Satz 2 StiftG in

Art. 1 Nr. 8 des Gesetzesentwurfs gemäß $ 23 StiftG im Wege der Vollstreckungshilfe
nach $ 4 Abs. 3 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz über Art. 27 Absatz 5

EvKiVBW bzw. unter Wahrung des religionsrechtlichen Paritätsgrundsatzes auch auf
die Kirchliche Stiftungsaufsicht anwendbar ist?

Wir bitten um Prüfung, ob dies oder das Gegenteil dessen ggf. ausdrücklich
klargestellt werden sollte.

Mit freundlichen Grüßen

Stefan Werner

Direktor im Oberkirchenrat
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Bundesverband
Deutscher
Stiftungen

04-2023

position

Stellungnahme
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-
Württemberg und weiterer Vorschriften (StiftG-
E)

Berlin, den 11.04.2023
Der Bundesverband Deutscher Stiftungen vertritt die Interessen der deutschen Stiftungen
gegenüber Politik und Gesellschaft. Mit über 4.700 Mitgliedern ist er der größte und älteste
Stiftungsverband in Europa. Über Stiftungsverwaltungen sind ihm weitere 9.800 Stiftungen
mitgliedschaftlich verbunden. Jedes Jahr engagieren sich Stiftungen in Deutschland mit
mindestens 5,4 Milliarden Euro für das Gemeinwohl. Der Bundesverband setzt sich für

Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V Redaktion:
Haus Deutscher Stiftungen Dr. Verena Staats
Mauerstraße 93
Teleton

10117 Berlin



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4737

46

Bundesverband
DeutscherStiftungsposition | 04-2023 | Seite2 von 

7 | 9 Stiftungen

optimale Rahmenbedingungen für das Stiften und für das Wirken von Stiftungen ein und
unterstützt seine Mitglieder sowie Stifterinnen und Stifter insbesondere durch Beratung und
Vernetzung in ihrer Arbeit.

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur fachlichen Stellungnahme zum
Referentenentwurf zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und
weiterer Vorschriften (StiftG-E).

A. Einführung

Mit der am 01.07.2023 in Kraft tretenden Stiftungsrechtsreform ($$ 80 bis 88 BGB-neu) hat
der Bundesgesetzgeber das materielle Stiftungsrecht abschließend geregelt. Materiell
zivilrechtliche Regelungen aus den Landesstiftungsgesetzen sind in die $8 80 ff. BGB-neu
überführt worden. Dazu gehören die Regelung zur Zweckänderung und zur Aufhebung der
Stiftung, Vorgaben zur Verwaltung des Stiftungsvermögens und zur Zusammenlegung/
Zulegung von Stiftungen. Mit den abschließenden bundeseinheitlichen Regelungen des
Stiftungszivilrechts in 88 80 - 88 BGB-neu werden widersprechende landesrechtliche
Regelungen gem. Art. 72 GG nichtig. Die Landesstiftungsgesetze regeln zukünftig nur die
Rechtsaufsicht. Die Einführung eines bundesweiten elektronischen Stiftungsregisters folgt
zum 01.01.2026.

B. Rechtliche Würdigung des vorliegenden Gesetzentwurfs

Die Gesetzesbegründung weist zutreffend darauf hin, dass das materielle Stiftungszivilrecht
zukünftig abschließend im BGB geregelt ist. Konsequenterweise sieht der Gesetzentwurf im
Vergleich zum aktuellen Gesetz keine inhaltlichen Regelungen, etwa zu der Genehmigung
von Satzungsänderungen, Zusammenschluss, Auflösung, Zusammenlegung und Aufhebung
von Stiftungen mehr vor und regelt insoweit nur noch die Zuständigkeit der
Stiftungsbehörde.

Wir begrüßen, dass in Baden-Württemberg grundsätzlich alle Stiftungen unabhängig von
ihrem Status der Stiftungsaufsicht unterliegen. Damit der Landesgesetzgeber aber in Gänze
seiner verfassungsrechtlich gebotenen Schutzpflicht nachkommen kann, nach der Stiftungen
als mitglieder- und gesellschafterlose Rechtsform von der staatlichen Aufsicht umfasst sein
müssen, sind die Vorschriften, die eine reduzierte Aufsicht ermöglichen, allerdings noch
anzupassen (vgl. dazu unter |. 2. und 4.).

Zu begrüßen ist, dass kirchliche Stiftungen weiterhin nur eingeschränkt der staatlichen
Stiftungsaufsicht unterliegen (vgl. 88 14, 21, 23 ff. StiftG-E). Dies entspricht der geltenden
Rechtslage mit Verfassungsrang. Die kirchliche Autonomie bleibt gewahrt.
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Insgesamt hätten wir uns allerdings eine größere Harmonisierung zwischen den neuen
Landesstiftungsgesetzen gewünscht. Trotz Beachtung einzelner landesspezifischer
Besonderheiten hätte es durchaus die Möglichkeit gegeben, dass sich die Länder auf
einheitliche Eckpunkte einigen und damit als Gegengewicht zu den auf Bundesebene stark
angewachsenen Regelungen die Vorschriften zur Stiftungsaufsicht durch einheitliche,
einfache und leicht verständliche Regelungen deutlich zu reduzieren.

Zum Gesetzentwurf im Einzelnen:

Zu Artikel 1- Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg

1. Zu Nummer 6 ($ 7 - Ausnahmen vom Gebot der Erhaltung des
Grundstockvermögens)

Das StiftG-E macht in $ 7 Gebrauch von der in 8 83c Abs. 3 BGB-neu enthaltenen
Ermächtigung, dass auf Antrag für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens eine
zeitlich begrenzte Ausnahme vom Gebot des dauerhaft ungeschmälerten Vermögenserhalts
zugelassen werden kann.

Der Bundesverband Deutscher Stiftungen bedauert die Aufnahme einer Ausnahmeregelung
vor dem Wunsch einer größtmöglichen Harmonisierung der unterschiedlichen
Landesstiftungsgesetze. Weiterhin fehlt hier eine verbindliche Vorgabe für den Zeitraum, in
dem das Stiftungsvermögen wieder aufgefüllt werden soll.

Änderunesbedarf: & 7 StiftG-E ist zu streichen.

2. Zu88-Rechtsaufsicht

In 88 Abs. 2 Satz 2 soll es nach dem Gesetzentwurf bei der Reduzierung der
Stiftungsaufsicht bleiben, indem einzelne Aufsichtsmaßnahmen (u. a. Beanstandung,
Anordnung und Ersatzvornahme, Abberufung und Bestellung von Organmitgliedern)
entfallen, „wenn und solange eine ordnungsgemäße Überwachung der Verwaltung durch ein
in der Stiftungssatzung vorgesehenes unabhängiges Kontrollorgan gewährleistet erscheint“.

Auf die Beibehaltung der Möglichkeit, die Aufsicht zu reduzieren, ist zu verzichten. Zum
einen ist die Norm überaus streitanfällig, da unklar bleibt, wann ein entsprechendes
unabhängiges Kontrollorgan überhaupt vorliegt. Zum anderen nimmt sie Stifterinnen und
Stiftern, die ein in der Praxis empfehlenswertes zusätzliches Kontrollorgan in der
Organisation der Stiftung integriert haben, die Möglichkeit, neben einer internen Kontrolle
auch einen Schutz durch die behördliche Stiftungsaufsicht zu erlangen. Bei einem
entsprechenden Regelungswillen wird also die Möglichkeit abgeschnitten wird, die
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Beachtung des im Stiftungsgeschäft niedergelegten Stifterwillens optimal durch eine
Verbindung interner Kontrolle und unbeschränkter Stiftungsaufsicht zu sichern.

Die Einschränkung der Stiftungsaufsicht ist im Lichte der Ausführungen in der
Gesetzesbegründung zur Stiftungsrechtsreform unzulässig. Der Bundesgesetzgeber hat im
BGB vorgesehen, dass die Rechtsaufsicht der Länder für alle Stiftungen unabhängig von
ihrem Status gilt. Eine Unterscheidung je nach Ausformung der internen Governance oder
Art der Stiftung (z. B. Familienstiftung) kennt das BGB nicht und ist auch zukünftig nicht
vorgesehen (vgl. 8 83 Abs. 2 BGB-neu). $ 83 Abs. 2 BGB-neu setzt vielmehr hinsichtlich aller
(!) Stiftungen eine „Aufsicht über die Stiftung“ voraus. Außerdem besteht das
stiftungstypische - aus der Mitgliederlosigkeit eines Zweckvermögens resultierende —

Kontrolldefizit auch und vielleicht gerade bei privatnützigen oder nichtöffentlichen
Stiftungen, so dass eine effektive Aufsicht zum Schutz der Stiftung und des in ihr
verfestigten Stifterwillens auch hier angezeigt ist. Es gilt daher die verfassungsrechtlich
gebotene Schutzpflicht, nach der Stiftungen als mitglieder- und gesellschafterlose
Rechtsform von der staatlichen Aufsicht umfasst sein müssen. Insoweit sehen wir
zwingenden Veränderungsbedarf im Gesetzentwurf.

Änderungsbedarf: 88 Abs. 2 Satz 2 StiftG-E ist zu streichen.

3. Zu Nummer 7 ($ 9 - Unterrichtung und Prüfung)

a) Zu$9 Abs. 2 Nummer 3

In 8 9 Abs. 2 StiftG-E soll wie bisher die Verpflichtung der Stiftungen regeln, eine
Jahresrechnung mit einer Vermögensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung des
Stiftungszwecks einzureichen. Wie bisher in $ 7 Abs. 3 StiftG gilt die Vorgabe, dass die
Stiftung „nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchführung Rechnung zu
führen” hat. Zu dieser Vorgabe fehlt dem Land Baden-Württembersg allerdings die
Gesetzgebungskompetenz. Der Bund hat die Rechnungslegungspflichten der
Stiftungsvorstände mit der Verweisung in $ 84a Abs. 1 Satz 1 BGB-neu auf das Recht der
Geschäftsführung (88 664 bis 670 BGB) abschließend im Rahmen seiner Kompetenz nach
Art. 74 Nr. 1G6G geregelt. Danach sind Stiftungsvorstände zur Rechnungslegung nach den
88 666, 259 BGB verpflichtet. Da der Landesgesetzgeber lediglich die Rechtsaufsicht über die
Stiftungen, nicht aber die Rechte und Pflichten der Organmitglieder ausgestalten kann,
beschränkt sich die Regelungskompetenz der Länder insoweit auf eine Pflicht zur Vorlage
der nach Bundesrecht (88 84a i. V .m. 666, 259 BGB-neu) sowie der Stiftungssatzung zu
erstellenden Rechnungslegungsunterlagen. Sie umfasst aber nicht das Recht zur
Konkretisierung von BGB-Rechnungslegungsvorgaben oder die Anordnung von darüber
hinaus „länderspezifischen“ Buchführungspflichten.
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Änderungsbedarf: In $ 9 Abs. 2 Nummer 3 StiftG-E sind die Wörter „die Stiftung hat
nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung Rechnung zu
führen;” zu streichen.

b) Zu8&9Abs.3

In 8 9 Abs. 3 StiftG-E bleibt es unverändert bei der Möglichkeit, dass die Stiftungsbehörde
„die Verwaltung der Stiftung auf Kosten der Stiftung prüfen oder prüfen lassen“ kann. Das
Vorliegen eines wichtigen Grundes ist dafür nicht notwendig. Unsere Sorge ist, dass die
Stiftungsbehörde zunehmend großzügig von dieser Anordnungsmöglichkeit Gebrauch
machen könnte und z. B. mangels eigener Kapazitäten statt der Vorlage einer
Jahresrechnung die Vorlage eines Prüfberichts von einer Wirtschaftsprüferin, eines
Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft verlangen könnte.

Da die Prüfung grundsätzlich ureigene Aufgabe der Stiftungsbehörde ist, sollte 8 9
Abs. 3 StiftG-E dahingehend erweitert werden, dass eine Prüfung der Stiftung auf Kosten der
Stiftung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes möglich ist. Im weiteren
Gesetzgebungsverfahren sollten dann die Voraussetzungen für Fälle der Anordnung einer
Prüfung weiter konkretisiert werden, wobei mangelnde eigene Kapazitäten jedenfalls keinen
entsprechenden Grund darstellen dürfen. Vielmehr liegt die Entscheidung im Ermessen der
Stiftungsbehörde und ist am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auszurichten. In der Regel
wird eine anlasslose, für kleine Stiftungen vorgesehene Anordnung einer externen Prüfung
nicht ermessensgerecht sein.

Die Ermessensausübung sollte konkret begründet werden, wobei wie oben dargestellt
mangelnde eigene Kapazitäten der Aufsichtsbehörde keinen eigenen Abwägungsgrund
darstellen. Vielmehr sind bei der Interessenabwägung insbesondere die für kleine und
mittelgroße Stiftungen relativ hohen Kosten in Relation zu den regelmäßig zu erwartenden
Erträgen der Stiftung zu berücksichtigen.

Änderungsbedarf: $ 9 Abs. 3 StiftG-E wird ergänzt und lautet wie folgt [Ergänzung
unterstrichen]:
Die Stiftungsbehörde kann die Verwaltung der Stiftung bei Vorliegen
eines wichtiaen Grundes auf Kosten der Stiftung prüfen oder prüfen
lassen.

4. Zu Nummer 10 (8 13 - Anzeigepflicht)

Im Gesetzentwurf wird weiterhin an der Anzeigepflicht für bestimmte Rechtsgeschäfte
festgehalten ($ 13 Abs. 1 StiftG-E). Beispielsweise dürfen die Aufnahme von Darlehen, die
Übernahme von Bürgschaften oder Rechtsgeschäfte der Stiftung mit Mitgliedern von
Stiftungsorganen erst durchgeführt werden, wenn die Stiftungsbehörde ihre Rechtmäßigkeit
bestätigt oder die Maßnahme nicht innerhalb von zwei Wochen beanstandet hat.
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Anders als Genehmigungsvorbehalte greifen die Anzeigepflichten zwar nicht unmittelbar in
die ausschließlich den Stiftungsorganen zugewiesene zivilrechtliche Verantwortung für
Rechtsgeschäfte ein, sondern gewähren der Stiftungsbehörde zunächst erst einmal die
Möglichkeit der Kenntnisnahme durch Unterrichtung. Sie bieten aber einen
Beanstandungsvorbehalt mit der Folge, dass beanstandete Beschlüsse oder Maßnahmen
nicht vollzogen werden dürfen.

Im Bundesrecht sind keine anzeigepflichtigen Handlungen vorgesehen, sondern es belässt es
bei der behördlichen Genehmigung bestimmter Beschlüsse wie Satzungsänderungen,
Zulegung, Zusammenlegung und Auflösung. Es erscheint daher zweifelhaft, ob die Länder
nach der Neufassung der $8$ 80 ff. BGB noch dazu befugt sind, einzelne Rechtsgeschäfte
einem Anzeigeerfordernis zu unterwerfen, da die der Aufsicht unterliegenden Maßnahmen
der Stiftungsorgane abschließend im BGB geregelt werden. Da die Beibehaltung von
Anzeigepflichten zudem die uneinheitliche Rechtslage in den einzelnen Ländern noch
verstärkt, sollte auf diese insgesamt verzichtet werden. Unerheblich ist es daher auch, ob
eine Anzeigepflicht dann ausgeschlossen ist, wenn die Stiftung ausschließlich oder
überwiegend dem Wohle einer oder mehrerer bestimmter Familien dient (vgl. $ 13
Abs. 2 StiftG-E).

Änderungsbedarf: & 13 StiftG-E ist zu streichen.

5. Zu Nummer 17 ($ 31 - Kommunale Stiftungen)

In 8 31 StiftG-E sind unverändert Sonderregelungen zu kommunalen Stiftungen vorgesehen.
Darauf sollte verzichtet werden. Kommunale Stiftungen, die als Stiftungen des bürgerlichen
Rechts errichtet werden und kommunale Aufgaben erfüllen und von Kommunen verwaltet
werden, unterfallen den $8 80 bis 88 BGB und unterstehen der Aufsicht durch die
Stiftungsbehörden. Dafür sind keine besonderen Regelungen notwendig.

Die Rechtsverhältnisse kommunaler Stiftungen werden im Übrigen durch ihre Einbindung in
die Regelungen zur öffentlichen Verwaltung, genauer des Kommunalrechts, geprägt. Dort
sollten die entsprechenden Regelungen verortet werden.

Änderungsbedarf: Die Sonderregelungen für kommunale Stiftungen sind zu streichen.

Il Zu Artikel 2

Artikel 2 trifft Regelungen zur Einführung des am 1. Januar 2026 in Kraft tretenden zentralen
Stiftungsregisters. Im Rahmen der vorgesehenen Regelungen ist die in $ 43 StiftG-E
vorgesehene Übergangsfrist zu begrüßen.
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in Weitergehende Änderungs- und Ergänzungsbedarfe
Da Stiftungen gerade auf Ebene der Länder zivilgesellschaftliches Engagement und
Ehrenamt zugunsten des Gemeinwohls in den Städten, Regionen und auf dem Land
unterstützen, besteht ein Interesse daran, Bürger und Bürgerinnen zum Stiften „anzustiften“
und sie dabei durch das künftige Landesstiftungsrecht so gut wie möglich zu begleiten. Der
Bundesverband Deutscher Stiftungen plädiert dafür, die folgenden notwendigen Aspekte für
eine verlässliche und praxisgerechte Stiftungsaufsicht im weiteren Gesetzgebungsprozess
stärker zu berücksichtigen:

1. Beschleunigungsgrundsatz und Kapazitätsaufbau im 
Verwaltungshandeln

Wir fordern, dass das Verwaltungshandeln der Stiftungsbehörde für sämtliche
Amtshandlungen beschleunigt wird. Derzeit sind die Bearbeitungszeiten bei Gründung wie
auch Verfahren zur Genehmigung von Satzungsänderungen teilweise unzumutbar lang und
erschweren die Stiftungstätigkeit. Uns erreichen diesbezüglich zahlreiche Rückmeldungen
der Verbandsmitglieder. In diesem Zusammenhang ist die Festlegung von Reaktionszeiten
einschließlich einer maximalen Zeit zur Bescheidung von drei Monaten (vgl. $ 42 VwVfG
bzw. entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen Regelungen) notwendig, Eine
Genehmigungsfiktion würde beschleunigend helfen können.
Wir plädieren zudem nachdrücklich für die Aufnahme einer Soll-Vorschrift zur Behandlung
von informellen Anfragen, um den Charakter der Stiftungsbehörde als Teil einer modernen
Verwaltung zu unterstreichen.

2 Klagemöglichkeiten
Darüber hinaus sollte eine Verbesserung der Klagerechte berechtigter Dritter in Betracht
gezogen werden, die die Möglichkeit erhalten, zivilrechtlich die Unrechtmäßigkeit von
Entscheidungen der Stiftungsorgane in Ansehung des Stifterwillens feststellen lassen zu
können. Eine Konkretisierung des berechtigten Personenkreises ist erforderlich.
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Unser Zeichen
”wayStiftungsgesetz für das Land Baden-Württemberg

Datum(Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg - StiftG BW), 29._Mäi 2023
Gesetzentwurf der Landesregierung
Schriftliche Anhörung zum 12. April 2023

Sehr geehrter Herr

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Gesetzentwürf der
Landesregierung für ein neues Stiftungsgesetz BW.

Als Tochtergesellschaft und Einheit des Stifterverbandes für die Deutsche Wis-
senschaft e.V. versteht sich das Deutsche Stiftungszentrum GmbH als Partner
der von ihm zu beratenden Stifter und Stifterinnen sowie betreuten Stiftun-
gen. Neben seinem Hauptsitz in Essen ist das Deutsche Stiftungszentrum auch
in Berlin, Hamburg München sowie in Stuttgart mit einem Regionalbüro ver-
treten.

Gerne nehmen wir zu dem vorgesehenen Gesetzesentwurf wie folgt Stellung.

A. Vorbemerkung

Am 1. Juli 2023 tritt das Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts in

Kraft. Für die etwa 25.000 rechtsfähigen Stiftungen bürgerlichen Rechts gel-
ten dann die neuen 88 80 ff. BGB. Neben einer Legaldefinition der Stiftung
und anderen, zumeist eher klarstellenden Vorschriften enthält das neue mate-
rielle Stiftungsrecht erstmalig bundeseinheitliche Regelungen zur Zulässigkeit

von Satzungsänderungen, vereinfachte Möglichkeiten zur Umwandlung beste-
hender Ewigkeitsstiftungen in Verbrauchsstiftungen sowie zur Fusion

DEUTSCHES STIFTUNGSZENTRUM GMBH . S tz: Essen HRB 11674 
. St.-Nr.: 112/5950./1568

Prof. h.c. Dr. Juliane DillerStiftungsrat Dr. Reinhard Christian Zinkann (Vorsitzender) . Dr. Bernhard Bueb . Friederike von Bünau
Udo var  Meeteren (Ehrenmitglied)Alexandra Gräfin Lambsdorff . Dr. Volker Meyer -Guckel . Dr. Felicitas von Peter

Geschäftsführung Matthias Schmolz (Vorsitzender) „ Stephanie Berger
Prof, Dr. Stefan Stolte (Prokurist)Geschäftsleitung Dr, Markus Heuel (Prokurist)
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bestehender Stiftungen. Außerdem wird mit Wirkung zum 1. Januar 2026 ana-
log zum Vereinsregister nun endlich auch ein Stiftungsregister geschaffen.
Durch die Vereinheitlichung aller materiellrechtlicher Regelungen auf Ebene
des BGB stellt sich nun die Aufgabe für alle 16 Bundesländer, die dort beste-
henden Landesstiftungsgesetze bis zum 1. Juli 2023 ebenfalls zu reformieren.
Bis zum Inkrafttreten des reformierten Stiftungszivilrechts stehen daher nun
alle sechzehn Landesstiftungsgesetze auf dem Prüfstand, inwieweit sie sich mit
den neuen 88 80 ff. BGB vertragen, da sie widrigenfalls nach Art. 31 GG außer
Kraft treten, soweit sie dem neuen Bundesrecht widersprechen. Denn die in
den 88 80 ff. BGB enthaltenen, bundesweit einheitlich geltenden Regeln des
Stiftungsrechts haben abschließenden Charakter, soweit der Bundesgesetzge-
ber mit dem reformierten Stiftungszivilrecht von seiner konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG) Gebrauch gemacht hat. Hier-
bei weisen 8 83 Abs. 2 BGB-neu sowie zahlreiche weitere neu eingeführte
BGB-Regelungen den Stiftungsaufsichtsbehörden bestimmte Aufgaben und
Kompetenzen bei der Aufsicht über die rechtsfähigen Stiftungen des bürgerli-
chen Rechts zu, um künftig eine bundeseinheitliche Verwaltungspraxis zu ge-
währleisten. Daraus folgt für die Landesstiftungsgesetze, dass sie zukünftig
reine Zuständigkeits- und Aufsichtsregelungen beinhalten werden. Wir sehen
die anstehende Reform der Landesstiftungsgesetze als eine Chance für mehr
Vereinheitlichung, damit das Stiftungsrecht für Stiftungsverantwortliche ins-
gesamt klarer und verständlicher wird.

B. Stellungnahme

Notwendigkeit zur Aufhebung einschlägiger Vorschriften aufgrund abschlie-
Bender Reglung im Bundesgesetz

Das neue Bundesgesetz zum Stiftungszivilrecht wird die entsprechenden Vor-
schriften zur Bedeutung des Stifterwillens, zur Satzungsänderung, zur Bestel-
lung von fehlenden Organmitgliedern sowie zur Zweckänderung, Zusammenle-

gung und Aufhebung neu und bundeseinheitlich regeln. Für das Land bedeutet
dies, dass es für die einschlägige Regelungsmaterie keine Gesetzgebungskom-
petenz mehr haben wird mit der Folge, dass die entsprechenden Landesrege-
Iungenmangels Beachtung höherrangigen Rechts verfassungswidrig werden.
Die entsprechenden Vorschriften (8 2 StiftG BW, 8 6 StiftG BW, 8 12 Absatz I
Satz 2 StiftG BW, 8 14 StiftG BW) sind daher aufzuheben.
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Zu den Änderungen im Einzelnen:

a. Geltungsbereich (8 1 Abs. 1 Satz 1 StiftG BW-neu) sowie Stiftungsver-
zeichnis ($ 4 Abs.1 StifG BW-neu)

In 8 1 StiftG BW-neu wird dahingehend ergänzt, dass nun ausdrücklich auf den
Sitz der Stiftung laut Satzung Bezug genommen wird. Durch diese Regelung
wird klargestellt, dass der Geltungsbereich des Gesetzes sich nach dem
Rechtssitz der Stiftung bemisst. Diese Konkretisierung ist zu begrüßen, da Stif
tungen oftmals nicht an ihrem Rechtssitz verwaltet werden, Rechts- und Ver-
waltungssitz also auseinanderfallen können. Der Verwaltungssitz ist maßgeb-
lich für die örtliche Zuständigkeit des Finanzamts.

Eine entsprechende Klarstellung erfährt auch & 4 StiftG BW-neu, wonach bei
den Regierungspräsidien ein Verzeichnis der Stiftungen geführt wird, die nach
ihrer Satzung ihren Sitz im Regierungsbezirk haben.

Im Hinblick auf eine Klarstellung und Anwenderfreundlichkeit befürworten wir
die vorgesehenen Ergänzungen.

b. Zuständigkeit der Stiftungsbehörde (8 5 StiftG BW-neu)

Während bisher in 8 5 StiftG BW lediglich die Zuständigkeit der Stiftungsbe-
hörde in Bezug auf die Anerkennung geregelt ist, wird nun in 8 5 StiftG BW-

neu eine allgemeine zentrale Norm geschaffen, welche die Zuständigkeit der
Stiftungsbehörde in Bezug auf alle neu im Gesetz zur Vereinheitlichung des
Stiftungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes geregelten
Maßnahmen bzw. Vorgänge, die Stiftungen des bürgerlichen Rechts betreffen
können, regelt.

Diese Regelung halten wir für sinnvoll und notwendig, da aufgrund der Aufhe-
bungen der 88 6, 12 Abs. 2 sowie 14 StiftG BW auch die entsprechenden Zu-
ständigkeitszuweisungen entfallen.

c Ausnahme vom Gebot der Erhaltung des Grundstockvermögens (8 7

StiftG BW-neu)

Bereits das bestehende Landesrecht sieht in 8 7 StifG BW eine zeitlich be-
grenzte Ausnahme vom Gebot der Erhaltung des Grundstockvermögens vor.
Die Vorschrift wird nun an den Sinngehalt von 8 83c Abs. 3 BGB-neu

 n ir
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angepasst und entsprechend im Hinblick auf die inhaltlichen Voraussetzungen
dieser Ausnahmeregelung neu formuliert. Die Neureglung ist formal notwen-
dig und inhaltlich zu begrüßen, da sie Stiftungen ein Maß an Flexibilität ver-
schafft, in schwierigen finanziellen Situationen das Grundstockvermögens teil-
weise zu verwenden und so gegebenenfalls einschneidende Maßnahmen wie
beispielsweise eine Zweckänderung, eine Zulegung, eine Zusammenlegung
oder eine Aufhebung verhindern kann.

d. Unterrichtung und Prüfung durch die Stiftungsbehörde (8 9 StiftG
BW-neu)

8 9 Abs. 1 

- Abs. 3 StiftG BW-neu entspricht 8 7 Abs. 3 StiftG BW. Aus der Ge-
setzesbegründung geht hervor, dass mit dieser Regelung nicht die im Handels-
verkehr geltenden Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung gemeint sind,
sondern allgemeine Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnungsle-

gung (insbesondere Richtigkeit, Klarheit, Vollständigkeit).

Neu aufgenommen wird die Regelung in 8 9 Abs. 4 StiftG BW-neu, wonach die
Stiftungsbehörde unter bestimmten Voraussetzungen von einer Prüfung der
Jahresrechnung absehen soll. Diese Reglung ist zu begrüßen, da sie vermeidba-
ren Verwaltungsaufwand reduziert, die Stiftungsbehörden entlastet und ein zu-
sätzlicher Schutz durch nochmalige Prüfung durch die Stiftungsbehörde in den
in Abs. 4 genannten Fällen für die Stiftungen tatsächlich nicht erkennbar ist.

Die Regelung ist als „Soll“-Vorschrift formuliert. Damit liegt es im Ermessen

der Stiftungsbehörde, in Einzelfällen, insbesondere bei Hinweisen auf eine feh-
lerhafte Rechnungsprüfung, eine eigene Prüfung durchzuführen. Im Ergebnis
bleiben die aufsichtsrechtlichen Befugnisse also unverändert.

Konsequent ist, dass, sofern eine Jahresrechnung durch verwaltungseigene
Stellen der staatlichen Rechnungsprüfung, einen Prüfverband einen Wirt-
schaftsprüfer oder einen vereidigten Buchprüfer geprüft wird, sich diese Prü-
fung auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens und die satzungsmä-
Bige Verwendung der Stiftungsmittel erstrecken muss (8 9 Abs. 4 StiftG BW-
neu).

e Anordnung und Ersatzvornahme, Rückgriffsrecht auf Zwangsmittel
nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (8 11 Abs. 2 StiftG BW-
neu)
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Mit dieser Regelung wird nun klargestellt, dass der Stiftungsbehörde im Rah-

men der Rechtsaufsicht ein Rückgriff auf die Zwangsmittel nach dem Landes-
verwaltungsvollstreckungsgesetz einschließlich des Zwangsgeldes möglich ist.
Diese Klarstellung ist zu begrüßen, da der Stiftungsaufsicht mit diesen Mitteln
eine effektive Handhabe zur Rechtsaufsicht gegeben ist.

f, Befugnis zur Vornahme notwendiger Maßnahmen (8 12 Abs. 1 Satz 2
StiftG BW-neu)

8 12 Abs. 1 Satz 2 StiftG BW, der die Neubestellung von fehlenden Mitgliedern
von Stiftungsorganen regelt, wird aufgrund von $ 84c BGB-neu im Landes-
recht gestrichen, es besteht insofern keine Gesetzgebungskompetenz mehr.

Neu aufgenommen wird ein Verweis auf den neu eingeführten 8 84c BGB-neu,
was wir im Sinne der Rechtsklarheit und Anwenderfreundlichkeit begrüßen.

g. Anzeigepflicht - Anpassung der Definition der Familienstiftung (8 13

Abs. 2 StiftG BW-neu)

8 13 Abs 2 StiftG BW nimmt Familienstiftungen 
von der für bestimmte Rechts-

geschäfte bestehenden Anzeigepflicht gegenüber der Stiftungsbehörde aus.
Dabei wird die Familienstiftung definiert als Stiftung, die ausschließlich dem
Wohl einer oder mehrerer bestimmter Familien dienen.

Nach 8 13 Abs 2 StiftG BW-neu sollen auch Stiftungen erfasst sein, die über-
wiegend einer oder mehreren Familien dienen. Aus der Gesetzesbegründung
geht hervor, dass bei einer gewissen Anzahl an Familienstiftungen neben der
Familienbegünstigung auch noch weitere untergeordnete Zwecke, die nicht
der Familienbegünstigung dienen, verfolgt werden. Die Verfolgung solcher
Nebenzwecke solle das Vorliegen der Voraussetzungen der Ausnahmeregelung
des Absatz 2 nicht ausschließen.

Grundsätzlich halten wir die Anpassung in 8 13 Abs. 2 StiftG BW neu für sinn-
voll, da somit die Familienstiftungen einerseits mehr Gestaltungsspielraum er-
halten und anderseits der Verwaltungsaufwand reduziert wird.

Allerdings sind wir der Auffassung, dass 8 13 Abs. 1 Nr. 1 -4 StiftG gänzlich ge-
strichen werden sollte. Die bisherige Praxis hat gezeigt, dass die
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Anzeigepflichten die Rechtsgeschäfte lediglich verzögert haben. Zudem be-
stand häufig die Rechtsunsicherheit im Rechtsverkehr in Bezug auf die Rechts-
folgen der Missachtung der Anzeigepflicht. Eine klare Regelung würde z.B. die
Unwirksamkeit von unter Missachtung der Anzeigepflicht geschlossener
Rechtsgeschäfte beinhalten. Allerdings würde dies eine zivilrechtliche Rege-
lung bedeuten, für die dem Landesgesetzgeber die Gesetzgebungskompetenz
fehlt. Etwaige an die Anzeigepflicht anknüpfende Genehmigungs- und Zustim-
mungsvorbehalte der Stiftungsbehörde auf der Grundlage von landesrechtli-
chen Vorschriften, die die zivilrechtliche Wirksamkeit der Handlung der Stif-
tungsorgane betreffen, sind aufgrund der konkurrierenden Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes ebenfalls nicht mehr zulässig.

Zudem sehen die Stiftungsgesetze der Länder überwiegend keine Anzeige-
pflichten mehr vor. So wird beispielsweise in Nordrhein-Westfalen die Rege-
lung des noch geltenden 8 7 Abs. 2 StiftG NRW, der eine Anzeigepflicht bei
Veräußerung und Belastung, die das Stiftungsvermögen um mehr als 30 %
übersteigt, zum 1. Juli 2023 gänzlich entfallen. Ob und inwieweit es daher sinn-
voll ist, dass Baden-Württemberg diesbezüglich einen Sonderweg beschreitet,
bezweifeln wir. Vielmehr wäre es auch in Bezug auf eine Harmonisierung der
Landesstiftungsgesetze konsequent, auf die Anzeigepflichten in 8 13 Abs. I Nr.
1-4 StiftG BW gänzlich zu verzichten.

h Bekanntmachungen (8 16 StiftG BW-neu)

In dieser Vorschrift erfolgt lediglich eine notwendige und klarstellende be-

griffliche Anpassung an das Bundesrecht, das zwischen Zulegung und Zusam-

menlegung unterscheidet.

! Geltende Rechtsvorschriften (8 19 StiftG BW-neu)

Mit dieser Vorschrift werden die Stiftungen des öffentlichen Rechts in einigen
Punkten den Stiftungen bürgerlichen Rechts gleichgestellt. Aufgrund der
neuen Regelungen im BGB sind die Verweisungen in 8 19 Satz 1 StiftG anzupas-
sen. Neu ist, dass nun auch auf Regelungen im BGB verwiesen wird, die von ei-

ner natürlichen Person als Stifter ausgehen. Bedenken ergeben sich aus unse-

rer Sicht insofern nicht.
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Zusammenfassung

Insgesamt ist die vorgeschlagene Änderung des StiftG BW zu befürworten. Die
geplanten Regelungen passen sich an das reformierte Bundesrecht an, welches
das materielle Stiftungsrecht abschließend regelt, und sind daher gesetzlich
geboten. Folgerichtig enthält das StiftG BW-neu keine Regelungen mehr zur
Verwaltung des Stiftungsvermögens, zur Anzeige und Genehmigung von Sat-
zungsänderungen, zum Zusammenschluss und zur Selbstauflösung sowie zur
Aufhebung. Konsequenterweise beschränkt sich das StiftG BW-neu damit auf
die Zuständigkeit der Stiftungsbehörde und die Regelung der Rechtsaufsicht. &

13 Abs. | Nr. 1-4 StiftG BW sollte hingegen gestrichen werden.

Freundliche Grüße

Dr. Markus Heuel Andrea Schildhorn

Seite
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Von Dold, Alexander
Gesendet: Freitag, 31. März 2023 15:17
An
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.. >-Betreff: EXTER
N: Stellungnahme 

des Sparkassenverband Baden-Württemberg zum
Gesetz zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg und
weiterer Vorschriften; Aktenzeichen: IM2-0560-4

Sehr geehrter Herr

vielen herzlichen Dank für die Gelegenheit einer Beteiligung des Sparkassenverbands Baden-Württemberg
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens für ein Gesetz zur Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-
Württemberg.

Wir halten den Gesetzesentwurf für sehr gelungen. Die durch die Stiftungsrechtsreform des
Bundesgesetzgebers notwendigen Änderungen wurden nach unserer Ansicht zutreffend umgesetzt.

Wir begrüßen im Übrigen, dass mit dem 8 7 

StiftG-neu-E von der Öffnungsklausel Gebrauch gemacht
werden soll, die der Bundesgesetzgeber in $ 83c Absatz 3 BGB-neu dem Landesrecht eingeräumt hat. Die
Möglichkeit, auf Antrag einer Stiftung für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens eine zeitlich
begrenzte Ausnahme vom Kapitalerhaltungsgrundsatz zuzulassen, kann in Einzelfällen die Begleitung
mehrjähriger Projekte durch eine Stiftung erleichtern oder erst ermöglichen, die ohne diese Regelung ggfs.

nicht möglich wären (bspw. wegen hoher Anlaufkosten im ersten Jahr). Gerade gemeinnützige Ziele lassen
sich häufig nur dann nachhaltig erzielen, wenn diese über eine längere Zeit hinweg verfolgt werden. Für
die Durchführbarkeit solcher Projekte kann diese Regelung ausschlaggebend sein.

Zum Gesetzentwurf selbst wollen wir noch folgende Ergänzung anregen, s. nachfolgend in „rot“:

Artikel 1
Änderung des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg

Das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg vom 4. Oktober 1977 (GBI. S. 408), das zuletzt durch Artikel
6 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBI. S. 99, 100, ber. S. 273) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In $ 1 werden die Wörter „mit dem Sitz in Baden-Württemberg“ durch die Wörter „, 
die nach ihrer

Satzung ihren Sitz in Baden-Württemberg haben oder infolge ihrer Anerkennung nach $ 80 Absatz 2 des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) haben sollen“ ersetzt.

2... (weiter wie im Entwurf)

Zwar hat der Bundesgesetzgeber in $ 80 Abs. 2 BGB-neu bereits die Zuständigkeit der Stiftungsbehörde für
die Anerkennung der Stiftung angeordnet. Die Anwendbarkeit des StiftG für den Prozess ab Zugang des

Antrags auf Anerkennung bis zur abschließenden Anerkennung der Stiftung ist hingegen dort nicht
geregelt. Die Ergänzung gemäß unserer obigen Anregung soll diese Lücke schließen.

Weitere Anregungen haben wir nicht.
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Mit freundlichen Grüßen
Alexander Dold
Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)

Recht
Am Hauptbahnhof 2

70173 Stuttgart


